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H AU PT ER G EBN ISSE DER ANALYSE ZUR A B S T IM M U N G  
VOM 30. N OVEM BER  2014

Am 30. November 2014 wurden dem Schweizer S tim m volk drei Vorlagen zur Abstimmung 
unterbre itet: die Volksinitiative «Schluss m it den Steuerprivilegien fü r M illionäre» (Abschaf­
fung der Pauschalbesteuerung), die Volksin itiative «Stopp der Überbevölkerung -  zur Siche­
rung der na türlichen Lebensgrundlagen» (Ecopop] sowie die Volksinitiative «Rettet unser 
Schweizer Gold» (Gold-Initiative). A lle drei Vorlagen wurden m it unterschiedlich klarem  
Nein verworfen. Die Ecopop-Initiative scheiterte m it 74.1%, und die Gold-Initiative wurde 
von 77.3% der Stimmenden abgelehnt. Weniger wuchtig verw orfen wurde die Initiative zur 
Abschaffung der Pauschalbesteuerung: 40.8% der Stimmenden waren fü r die Vortage; mit 
Ausnahme von Schaffhausen sprachen sich a lle Stände dagegen aus. Die Stim m beteiligung 
lag m it 49.4% über dem langjährigen Durchschnitt.

Von den drei Volksinitiativen, die Volk und Ständen am 30. November 2014 Vorlagen, wurde 
die Ecopop-Initiative als die w ichtigste bezeichnet. A llerd ings wurde ihre Bedeutung im Ver­
gleich zur M asseneinwanderungsinitiative vom 9. Februar 2014 als geringer eingestuft. Der 
Gang zur Urne wurde von den üblichen Faktoren beeinflusst: Interesse an der Politik, A lter 
und Bildungsstand. Die Stim m beteiligung der SP-Sympathisanten w ar leicht höher als jene 
der übrigen Parteien. Verglichen m it der Abstim m ung vom 9. Februar 2014 ist eine geringe­
re Mobilisierung der SVP-Anhänger festzustellen, wohingegen sich die SP-Sympathisanten 
bei beiden Urnengängen stark m obilis ie rten. Somit stü tzt die VOX-Analyse die These, w o­
nach die geringere M obilisierung der SVP-W ählerschaft -  und der Stimmenden am rechten 
Rand des politischen Spektrum s -  zusammen m it der starken Mobilisierung der gem ässig­
ten Linken dazu beitrugen, dass das Nein zur Ecopop-Initiative über Erwarten deutlich aus­
fiel. Der Stimmentscheid erfo lgte bei allen drei Vorlagen ungefähr zum gleichen Zeitpunkt. 
Im Vergleich zur M asseneinwanderungsinitiative dauerte es bei der Ecopop-Initiative etwas 
länger, bis sich die Stimmenden entscheiden konnten.

Volksinitiative für die Abschaffung der Pauschalbesteuerung

Die Volksinitiative fü r die Abschaffung der Pauschalbesteuerung fand vor allem  bei den 
Stimmenden aus dem linken politischen Lager Anklang. Rund zwei D ritte l der SP-Anhänger 
stim m ten fü r die Vorlage; von den Sympathisanten a lle r übrigen Parteien wurde sie abge­
lehnt. Besondere Unterstützung fand das Begehren zudem bei Personen, die fü r staatliche 
E ingriffe in die W irtschaft, gegen hohe Lohnunterschiede, fü r die G leichstellung der Ge­
schlechter und fü r den Um weltschutz eintreten. Der Ja-Ante il nahm m it zunehmendem In­
teresse an der Politik  le icht zu, lag aber selbst bei Personen m it sehr grossem Interesse am 
politischen Geschehen unter 50%. Ausgesprochen wenig Einfluss auf den Entscheid hatten 
soziodemografische Merkmale. Grossstadtbewohner, Deutschschweizer und Bewohner von 
Kantonen, die die Pauschalbesteuerung bereits abgeschafft oder deren Voraussetzungen 
vor geraum er Zeit ve rschärft haben, stim m ten dennoch m ehr fü r die Vorlage.

4



Als häufigstes Motiv fü r  ein Ja wurde die Bekämpfung der Ungleichbehandlung angegeben. 
Die übrigen Gründe fü r die Unterstützung der Volksin itiative waren entweder sehr a llge ­
mein, oder sie wurden nur von einer kleinen M inderheit getragen. Bei den spontan genann­
ten Gründen fü r die Ablehnung der Volksinitiative herrschte grössere V ie lfa lt: Genannt w u r­
den die negative Ausw irkungen auf die Steuereinnahmen, Angst um die S teuerattraktiv itä t 
der Schweiz, sowie auch die Auffassung, die Volksinitiative biete eine schlechte Lösung und 
Steuerfragen sollten in der Kompetenz der Kantone bleiben.

Obgleich die Volksin itiative zur Abschaffung der Pauschalbesteuerung abgelehnt wurde, 
werden die drei Hauptargumente des Initia tivkom itees von einer -  zum indest relativen -  
M ehrheit der Stimmenden unterstützt. Das Hauptargument der Initianten, die Abschaffung 
der Pauschalbesteuerung bringe das Ende eines ungerechten Systems, von dem nur reiche 
Ausländer profitieren, wurde von den Ja-Stim m enden befürwortet. Die Nein-Stimmenden 
lehnten dieses Argum ent massiv ab. Eine überwiegende M ehrheit der B efü rw orter der 
Volksinitiative und m ehr als die Hälfte der Initiativgegner te ilten die Einschätzung, zur Ein­
dämmung des Steuertourism us zwischen den Kantonen brauche es eine nationale Rege­
lung. Selbst das Argum ent, die Abschaffung der Pauschalbesteuerung hätte ledig lich m in i­
me Steuereinbussen zur Folge gehabt, wurde häufiger unterstü tz t als abgelehnt.

Die Argumente gegen die Vplksinitiative zur Abschaffung der Pauschalbesteuerung über­
zeugten ebenfalls eine M ehrheit der Stimmenden. Eine starke M ehrheit der Initiativgegner, 
aber auch eine beträchtliche M inderheit der Ja-Stimmenden, schlossen sich den Argum en­
ten an, pauschalbesteuerte Ausländer seien eine Stütze fü r die Schweizer W irtschaft, und 
die Annahme der Volksin itiative könne fü r einige Kantone und Gemeinden schwerwiegende 
Konseguenzen m it sich bringen. Etwas weniger gut aufgenommen wurde hingegen das A r­
gument, die Schweiz solle nicht auf die Besteuerung nach dem Aufwand verzichten, weil an­
dere Länder dieses System auch kennen würden: Es w ird von der Nein-Seite gutgeheissen, 
aber von den Ja-Stim m enden verworfen.

Volksinitiative Ecopop

Politische Erwägungen waren fü r die Stimmabgabe zur Ecopop-Initiative weit weniger aus­
schlaggebend als bei der M asseneinwanderungsinitiative am 9. Februar 2014-. Trotzdem 
wurde die Ecopop-Initiative m ehrvon Personen unterstützt, die der Regierung kein Vertrau­
en entgegenbringen als von solchen, die der Regierung vertrauen oder in dieser Frage un­
schlüssig sind. Selbst unter den Personen m it wenig Regierungsvertrauen fand die Ecopop- 
Initiative dennoch keine Mehrheit. Die Befürw ortung der Volksin itiative hängt auch s ta rk  
m it der Selbsteinstufung auf der L inks-Rechts-Achse zusammen: Der Ja-Anteil n im m t von 
der gemässigten Linken hin zur extremen Rechten stetig zu. Die Anhängerschaft der Re­
gierungsparteien lehnte die Ecopop-Initiative überaus heftig ab. Eine Ausnahme bildeten 
dabei die Sympathisanten der SVP, die m ehrhe itlich fü r die Vorlage stim m ten und dam it von 
der Stimmernpfehlung der SVP Schweiz abwichen. Der Nein-Anteil unter den parte ipolitisch 
Ungebundenen entsprach ziem lich genau dem allgem einen Durchschnitt. Politische W ert­
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haltungen spielten bei dieser Abstim m ung im Vergleich zur M asseneinwanderungsinitiative 
nur eine bescheidenere Rolle. Die Vorlage fand m ehr Rückhalt unter Stimmenden, die für 
eine nach aussen abgegrenzte Schweiz eintreten, die ihre Traditionen verteidigen wollen, 
die Schweizern gegenüber Ausländern den Vorzug geben möchten, die viel W ert auf Ruhe 
und Ordnung legen und sich eine starke Arm ee wünschen. Zu einem Ja fü r die Volksin itia­
tive reichte es jedoch in keiner der genannten Kategorien. Besonders gering ist fe rne r der 
Einfluss der soziodemografischen M erkm ale auf den Entscheid fü r oder gegen die Ecopop- 
Initiative. Selbst der Bildungsstand w irk te  sich kaum auf das Abstim m ungsverhalten aus. 
Eine besonders starke Ablehnung der Volksin itiative konnte dennoch bei den Gutverdienen­
den beobachtet werden. Personen, die m it einer Verschlechterung ih rer w irtschaftlichen 
Situation rechnen, entschieden sich häufiger fü r  die Volksinitiative als solche, die davon 
ausgehen, ihre Situation bleibe gleich oder werde besser.

Die Ecopop-Initiative wurde in e rs te r Linie als Instrum ent zur Eindämmung der Zuwan­
derung verstanden. Die Umweltanliegen der Volksinitiative, wie auch der vorgeschlagene 
Beitrag an die Fam ilienplanung in arm en Ländern, blieben weitgehend unbeachtet. Den 
Personen, die ein Ja zur Ecopop-Initiative in die Urne legten, ging es hauptsächlich dar­
um, die Zuwanderung zu beschränken, weit es in der Schweiz bereits genug bzw. zu viele 
Ausländer gebe. Auf Platz zwei steht der W ille, das Bevölkerungswachstum  einzudämmen 
oder zu stoppen. An d ritte r Stelle fo lg t bei den Ja-Stim m enden eine kleine Gruppe, die m it 
der Stimmabgabe ihre Unterstützung fü r  die Masseneinwanderungsinitiative bekräftigen 
und den Druck auf den Bundesrat au frecht erhalten wollte. Die w ichtigsten Beweggründe 
zu einem Nein waren der Wille, sich gegen eine (weitere) Beschränkung der Zuwanderung 
bzw. fü r eine offene Schweiz einzusetzen, sowie der Wille, ein als frem denfeindlich em p­
fundenes Projekt zu bekämpfen. Eine grosse Rolle spielten zudem w irtscha ftliche  Betrach­
tungen sowie Überlegungen im Zusammenhang m it der Notwendigkeit, über ausländische 
A rbe itskrä fte  verfügen zu können. Hingegen fielen die Konsequenzen der Volksinitiative fü r 
die bilateralen Abkommen mit der EU beim Stim m entscheid wenig ins Gewicht.

Zwei der drei Argum ente fü r die Ecopop-Initiative, die den Befragten zur Beurteilung un­
terbre ite t wurden, erhalten m erklich m ehr Zuspruch als die Volksinitiative selbst. Eine 
(knappe) M ehrheit p flichtet beispielsweise dem Argum ent bei, unkon tro llie rte  Im m igration 
verursache Überbevölkerung und Umweltschäden. Obwohl das Schweizer S tim m volk der 
Ecopop-Initiative ein überaus entschiedenes Nein entgegenbrachte, ist es den Folgen der 
Zuwanderung gegenüber w eiterh in k ritisch  eingestellt. Dies belegen auch die Äusserungen 
zu den drei Argum enten gegen die Ecopop-Initiative: Die Argum ente werden zwar m ehr­
he itlich unterstü tzt, doch diese Unterstützung ist deutlich schwächer als der Nein-Anteil, 
der bei der Abstim m ung erre icht wurde. Am meisten überzeugt das w irtscha ftliche  A rgu­
ment, wonach die Festlegung einer niedrigen, s tarren Zuwanderungsquote eine Zuspitzung 
des A rbe itskrä ftem ange ls und Nachteile fü r  die W irtschaft nach sich ziehen würde. Breite 
Zustimmung findet auch das A rgum ent der SVP, nach der Annahme der Masseneinwande­
rungsinitia tive seien keine weiteren Massnahmen erforderlich . Deutlich geteilter Meinung 
und ziem lich unentschlossen sind die Befragten hingegen beim Argum ent, die Zuwande­
rungskontro lle ste lle eine Verletzung des Freizügigkeitsabkom m ens dar und werde zu einer 
Kündigung der b ilateralen Verträge m it der Europäischen Union führen.
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Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative und b ilaterale Abkommen

Eine auf Zusatzfragen beruhende Analyse ergab, dass jede zweite Person, die fü r die Mas­
seneinwanderungsinitiative gestim m t hatte, bei der Ecopop-Initiative ein Nein in die Urne 
legte. Dieses d ifferenzierte Abstim m ungsverhalten lässt sich insbesondere unter den Sym­
pathisanten der Parteien des rechten politischen Lagers festste llen. Ferner legt eine k la re 
M ehrheit der Befragten m ehr W ert auf das Festhalten am bilateralen Weg als auf die Um ­
setzung der M asseneinwanderungsinitiative. Ein D ritte l der Personen, die fü r die Massen­
einwanderungsinitiative gestim m t hatten, halten die W eiterführung der b ilateralen Verträge 
trotz allem  fü r w ich tige r als die Umsetzung der Volksinitiative. Eine Ausnahme bildet h ier 
die Anhängerschaft der SVP: Die grosse M ehrheit der SVP-Sympathisanten stim m te fü r die 
M asseneinwanderungsinitiative und findet deren Umsetzung w ichtiger als die bilateralen 
Verträge. Hingegen hat eine relative M ehrheit (CVP-Sympathisanten, Parteiungebundene] 
bzw. eine absolute M ehrheit der übrigen Befragten (Sympathisanten der SP und der FDP.Die 
Liberalen] die Masseneinwanderungsinitiative abgelehnt und sieht in der Aufrechterhaltung 
der bilateralen Verträge eine P riorität.

Diese Resultate sprechen fü r die b ilateralen Verträge, doch sie sind m it Vorsicht zu in te rp re ­
tieren. Nach dem aktuellen Stand der Dinge erfasst unsere rein zukunftsgerichtete Frage 
lediglich eine Prädispositicm -  und kein Verhalten. Die Idee, man werde frühe r oder später 
v ie lle icht zwischen der Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative und der Fortset­
zung des bilateralen Wegs wählen müssen, steht zwar bereits im Raum. Eine echte Debatte 
dazu hat aber noch nicht stattgefunden. Die E instellung der Schweizerinnen und Schweizer 
dürfte  sich som it weiterentw icke ln und w ird unter anderem vom genauen Inhalt der ihnen 
unterbreiteten A lternativen abhängen.

Die Gold-Initiative

Die Gold-Initiative wurde von der Anhängerschaft der SP, der CVP und der FDP.Die Liberalen 
sowie von Parteiungebundenen unm issverständlich abgelehnt. Die Hälfte der SVP-Sympa­
thisanten sagten hingegen Ja zur Vorlage, obwohl die SVP Schweiz die Nein-Parole gefasst 
hatte. A llerdings hatten 20 kantonale SVP-Sektionen fü r ein Ja plädiert. Je m ehr man sich 
auf dem politischen Spektrum von der gemässigten Linken zur extremen Rechte bewegt, 
desto mehr steigt der Ja-Anteil zur Volksinitiative. Besonders gut schn itt die Vorlage auch 
bei Personen ab, die fü r die Bewahrung von Traditionen, fü r die Abgrenzung der Schweiz und 
fü r eine starke Arm ee eintreten, oder die Schweizer gegenüber Ausländern bevorzugt be­
handeln möchten. Auf mehr Zustimmung stiess die Gold-Initiative schliesslich auch bei den 
Personen, die der Regierung nicht vertrauen. Nur wenig Einfluss auf den Stimmentscheid 
hatten soziodemografische Variablen, wobei Frauen, Verheiratete, Gutverdienende, gut aus­
gebildete Personen und Grossstadtbewohner dennoch häufiger ein Nein in die Urne legten.

Die Gold-Initiative bereitete den Stimmenden Verständnisproblem e: Überein D ritte l der Be­
fragten konnte den Inhalt der Volksinitiative nicht korrekt wiedergeben. Fast die Hälfte der
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Ja-Stimmenden e rk lä rte  ihren Entscheid m it der W ichtigkeit des Goldes fü r die w irtsch a ft­
liche Stabilitä t und die G laubwürdigkeit der SNB. Im Nein-Lager wurde der Stimmentscheid 
am häufigsten m it der Weigerung begründet, den Handlungsspielraum  der SNB einzu­
schränken; zweithäufigste Begründung w ar das allgem eine Vertrauen in die Nationalbank.

Keines der Argum ente des Initia tivkom itees fand besonders vie l Anklang, doch das A rgu­
ment, die im Ausland gelagerten Goldbestände seien im K risenfa ll nicht sicher, erh ie lt deut­
lich m ehr Zustimmung als die Vorlage selbst. Hingegen waren selbst die Ja-Stimmenden 
nicht von den Argum enten überzeugt, eine Erhöhung der Goldreserven werde die Abhän­
gigkeit vom Ausland verringern, und die Goldreserven würden die G laubwürdigkeit der SNB 
stärken. Bei den Gegenargumenten überzeugte vor allem die Aussage, die Erhöhung der 
Goldreserven werde die Handlungsfähigkeit der Nationalbank einschränken. Ebenfalls Un­
terstützung fand das Argum ent, ein Verbot von Goldverkäufen werde die Aufrechterhaltung 
der Stabilitä t des Schweizer Frankens erschweren.

Zur Methode

Die Analyse der Volksabstim m ung vom 30. November 2014 im vorliegenden Bericht beruht 
auf den Ergebnissen der VOX-Befragung 117. Das Forschungsinstitu t gfs.bern füh rte  die 
Befragung durch, und das Institu t fü r Politikw issenschaft der Universität Genf analysier­
te die erhobenen Daten. Die Daten wurden anhand von standard isierten Telefoninterviews 
erhoben, die im Schnitt rund 25 Minuten dauerten und von 101 Befragern von zu Hause 
aus durchgeführt wurden, wobei das Forschungsinstitu t gfs.bern als K on tro llins titu t eine 
unangekündigte Überwachung der Interviews vornehmen konnte. Die Untersuchung beruht 
auf einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz innerhalb von zwei Wo­
chen nach der Volksabstim m ung stattfand. Die Stichprobe um fasst 1504- s tim m berech tig ­
te Personen welche in einem dreistufigen Zufallsverfahren e rm itte lt wurden (Landesteile, 
Haushalte und in diesen Haushalten lebende Personen], 53.3% der Befragten stam m en aus 
der Deutschschweiz, 26.7% aus der Westschweiz und 20% aus der italienischen Schweiz 
(ungewichtet]. M it einer Ziehung im Zufa llsverfahren und einer Verteilung der Prozentwerte 
von 50:50 ergibt sich bei unserer Stichprobe von 1504 Personen eine Fehlermarge von rund 
±2.6% m it einer P lausib ilitä tsschw elle  von 95%. Vorsicht bei der Interpretation der Daten ist 
dort geboten, wo die Teilstichproben klein sind und die Verteilung der Prozentwerte zugleich 
ausgeglichen ist (50:50], In solchen Fällen können aufgrund des grösseren Stichprobenfeh­
lers keine Aussagen über M ehrheitsverhältnisse gemacht werden. Die Stim m beteiligung 
wurde nach Stim m registerdaten aus dem Kanton Genf, der Stadt St. Gallen und einer Aus­
wahl an Gemeinden des Kantons Tessin gewichtet.

Säm tliche verwendete Begriffe beziehen sich sowohl au f die weibliche 
als auch auf die m ännliche Sprachform.
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Tabelle 1: Ergebnisse in Prozent der Stimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

Stimmbeteiligung
1%)

Abschaffung 
der Pauschal­
besteuerung 

1% Jal

Ecopop
r/o Ja)

Gold der SNB 
1% Ja)

Schweiz 49.4% 40.8% 25.9% 22.7%

ZH 53.7% 49.1% 24.3% 20.6%

BE 47.2% 43.9% 25.1% 21.6%

LU 50.1% 42.9% 29.6% 24.7%

UR 41.0% 38.4% 30.0% 25.9%

SZ 51.7% 36.0% 34.2% 29.3%

OW 49.5% 33.4% 32.6% 27.8%

NW 50.6% 30.9% 29.2% 24.6%

GL 40.8% 41.5% 30.8% 24.6 %

ZG 55.9% 32.6% 24.4% 20.3%

FR 47.6% 36.0% 25.5% 21.3%

SO 47.3% 46.2% 30.4% 23.6%

BS 54.5% 45.1% 23.8% 21.4%

BL 50.3% 46.0% 26.0% 21.7%

SH 67.5% 50.8% 31.8% 28.5%

AR 51.6% 48.0% 30.0% 28.5%

AI 45.1% 35.3% 30.8% 26.0%

SG 48.8% 44.5% 30.4% 27.4%

GR 46.3% 28.8% 22.5% 20.4%

AG 49.3% 43.4% 29.4% 24.0%

TG 46.8% 44.3% 30.9% 27.2%

TI 45.9% 32.0% 36.9% 33.3%

VD 51.8% 31.4% 17.3% 17.0%

VS 53.0% 21.7% 21.3% 21.2%

NE 43.9% 39.5% 21.8% 20.0%

GE 51.1% 31.7% 21.4% 23.5%

JU 40.7% 40.8% 22.8% 19.4%

Quelle: h ttp //w ww .adm in.ch (vorläufig e Ergebnisse)
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1. BED EU TUN G  DER VORLAGEN, S T IM M BETEIL IG U N G  
UND M E IN U N G S B IL D U N G

Am 30 November 2014 wurden drei Vorlagen dem Volk und den Ständen zur Abstim m ung 
vorgelegt: die Volksin itiative «Schluss m it den Steuerprivilegien fü r M illionäre» (Abschaf­
fung der Pauschalbesteuerung], die Volksin itiative «Stopp der Überbevölkerung -  zurS iche- 
rung der natürlichen Lebensgrundlagen» (Ecopop] sowie die Volksinitiative «Rettet unser 
Schweizer Gold» (Gold-Initiative], A lle drei Volksinitiativen wurden m it unterschiedlich deut­
lichem Nein verworfen. Die Ecopop-Initiative und vor allem  die Gold-Initiative wurden abge­
schm ettert: 74.1% der Stimmenden und säm tliche Kantone sagten Nein zu Ecopop, 77.3% 
der Stimmenden und säm tliche Kantone sagten Nein zur Gold-Initiative. Die überdeutliche 
Absage an die Ecopop-Initiative kann unter anderem angesichts der Um fragewerte vor dem 
Urnengang als Überraschung gewertet werden. Weniger wuchtig verworfen wurde die Ab­
schaffung der Pauschalbesteuerung: 40.8% der Stimmenden waren fü r die Vorlage, aber 
m it Ausnahme von Schaffhausen sprachen sich alle Kantone dagegen aus.

Somit obsiegten der Bundesrat und die Parlam entsm ehrheit am 30. November bei allen 
drei Vorlagen. Der intensivste Abstim m ungskam pf fand zur Ecopop-Initiative statt, wobei 
sich vor allem  die Initiativ-Gegner m obilis ierten. Auch die Kampagne zur Abschaffung der 
Pauschalbesteuerung w ar verhältn ism ässig intensiv, wohingegen die Gold-Initiative kaum 
Beachtung fand. Die Stim m beteiligung lag bei 49.4%.

1.1 Bedeutung der Vorlage

Von den drei Vorlagen, über die der Souverän am 30. November 2014 zu befinden hatte, 
wurde die Ecopop-Initiative von den Teilnehmenden an der VOX-Umfrage als diejenige m it 
der grössten Bedeutung eingestuft, sei es « fü r das Land», oder sei es « fü r sich selbst». Auf 
einer Skala von 0 (keinerlei Bedeutung] bis 10 (sehr grosse Bedeutung) kam die Ecopop- 
Initiative auf 7.6 Punkte bei der Bedeutung fü r das Land und 5.7 Punkte bei der persön­
lichen Bedeutung. Damit liegt sie über dem Durchschnitt, den diese Frage in den Jahren 
2006-2012 verzeichnete (6.5 bzw. 5.1). Dennoch bleibt sie k la r unter der Punktzahl, die im 
Februar 2014 bei der Masseneinwanderungsinitiative reg is tr ie rt wurde, insbesondere was 
die persönliche Bedeutung angeht. Im Vergleich zur Ecopop-Initiative wurden die beiden 
übrigen Volksbegehren, die am 30. November 2014 zur Abstim m ung kamen, als deutlich 
weniger bedeutsam eingestuft, wenngleich ihre Bedeutung beinahe den oben genannten 
D urchschnittsw ert von 2006-2012 erreichte.
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Tabelle 1.1: Bedeutung der Vorlage für das Land und für die befragte Person in Prozent 
der Stimmberechtigten*

VI Abschaffung 
der Pauschal­

besteuerung 1%)

VI Ecopop 
1%)

VI Gold der SNB
1%)

Bedeutung für... das Land persönlich das Land persönlich das Land persönlich

Sehr gering 10,1] 4 15 4 13 5 22
Gering (2-4) 10 29 6 21 13 27
M itte l (5) 16 19 8 13 16 17
Hoch (6-8) 52 29 45 31 50 24
Sehr hoch (9, 10) 18 9 38 23 17 10

A rithm etisches M itte l 6.6 4.7 7.6 5.7 6.4 4.5
(n) (1415) (1451) (1440) (1452) (1397) (1434)

* Die Angaben w urden nach Sprache gewichtet.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

1.2 Stimmbeteiligung

Am 30. November 2014- betrug die S tim m beteiligung 49.9% und lag dam it über dem Durch­
schn itt der letzten beiden Jahrzehnte (44%). Trotz der re lativ intensiv geführten A bstim ­
mungskampagne m obilis ie rte  die Volksinitiative jedoch weit weniger als die Vorlage vom 9. 
Februar 2014 (55.8%).

Beeinflusst wurde die Teilnahme am Urnengang von den üblichen soziodemografischen 
Faktoren (Tabelle 1.2): Erstens steigt die Stim m beteiligung m it zunehmendem A lte r be­
trächtlich. Sie liegt in der Gruppe der 18- bis 29-Jährigen bei 32%, k le tte rt hingegen bei 
Personen ab 70 auf 65%. Auch die unterschiedliche Beteiligung nach Zivilstand steht unter 
dem Einfluss des Faktors A lter: Dass die Stim m beteiligung bei den Ledigen tie fer liegt als 
bei den übrigen Zivilstandskategorien ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass junge 
Menschen in der Kategorie der Ledigen überrepräsentie rt sind. Zweitens steigt die S tim m ­
beteiligung gesam thaft gesehen m it zunehmendem Bildungsstand und m it der Flöhe des 
Einkommens. Die tendenzie ll ungewohnt hohe Mobilisierung der Personen m it besonders 
geringem Bildungsstand und Einkommen, die am 9. Februar 2014 beobachtet wurde, konn­
te am 30. November 2014 nicht festgeste llt werden. Drittens variie rt die Stim m beteiligung 
auch je nach der Einschätzung der eigenen w irtschaftlichen Situation: Am häufigsten an 
die Urne gingen Personen, die ihre Situation als «sehr gut» bezeichnen (65%), während nur 
42% der Personen, die ihre Situation als «passabel» oder «schlecht» empfinden, an der 
Abstim m ung teilnahmen. Schliesslich sei auch auf die leicht höhere Teilnahme der Männer 
hingewiesen. Dieser Unterschied war a llerd ings statistisch nur knapp signifikant. Eine m ul- 
tivariate Analyse, die m ehrere Erklärungsfaktoren gleichzeitig untersucht, bring t diesen 
Unterschied bei der Beteiligung der Männer und Frauen sogar ganz zum Verschwinden. Das 
selbe gilt fü r den Zivilstand. Der Einfluss der übrigen genannten Faktoren (Alter, B ildungs­
niveau, Flöhe des Einkommens und W ahrnehmung der eigenen w irtschaftlichen Situation) 
bleibt in der m ultivariaten Analyse hingegen bestehen.
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Wie gewohnt w ar das Interesse an der Politik das ausschlaggebende Moment fü r die S tim m ­
beteiligung: 86% der Personen, die sich als politisch «sehr in te ressiert»  bezeichnen, gin­
gen zur Urne, während nur gerade 7% der Personen, die sich «überhaupt nicht» fü r Poli­
tik  interessieren, an der Abstim m ung teilnahm en. Die Stim m beteiligung der Anhänger der 
Regierungsparteien war bei allen Parteien ungefähr gleich hoch, ausser bei den SP-Sym- 
pathisanten, bei denen sie m it 55% leicht höher lag. Die Stim m beteiligung der SVP-Anhän- 
gerschaft lag m it 44% etwas unter dem Durchschnitt. Sie w ar aber nur geringfügig niedriger 
als jene der Sympathisanten von CVP und FDP.Die Liberalen. Auch die Mobilisierung der 
Parteiungebundenen entsprach ziem lich genau dem Durchschnitt.

Etwas stärker va riie rt die S tim m beteiligung m it der ideologischen Einstellung, die anhand 
der Selbsteinschätzung auf der Links-Rechts-Achse von 0 (links aussen] bis 10 (rechts au­
ssen] erfasst wurde: Am grössten w ar die Mobilisierung unter den Personen, die sich der 
gemässigten Linken (Positionen 3 und 4, 74%) oder der gemässigten Rechten (Positionen 6 
und 7, 64%) zuordnen. Personen, die sich zum linken Rand der politischen Skala zugehörig 
fühlen (Positionen 0 bis 2) oder aussen rechts verorten (Positionen 8 bis 10), beteiligten sich 
re lativ weniger häufig am Urnengang (51%). Die geringste Beteiligung wiesen jene (zahlre i­
chen] Personen auf, die sich in der M itte des politischen Spektrum s ansiedeln (Position 5, 
40% Stimmbeteiligung).

Verglichen m it der Abstim m ung vom 9. Februar 2014 über die M asseneinwanderungsinitia- 
tive fä llt als Erstes die tie fere M obilisierung der SVP-Anhängerschaft auf, deren S tim m be­
teiligung um 11 Prozentpunkte über dem Durchschnitt vom 9. Februar 2014, aber um 6 Pro­
zentpunkte unter dem Durchschnitt vom 30. November 2014 lag. Das selbe Bild präsentiert 
sich auch bei der FDP. Die Liberalen: +10 Prozentpunkte gemessen am Durchschnitt der 
Februar-Abstim m ung, sehr nahe am D urchschnitt der Novem ber-Abstim m ung. Die Betei­
ligung der CVP-Sympathisanten hatte am 9. Februar 2014 auffa llend unter derjenigen der 
übrigen Regierungsparteien gelegen; dies w iederholte sich am 30. November 2014 nicht. 
Bei den SP-Sympathisanten w ar die Mobilisierung fü r beide Abstim m ungen gle icherm a- 
ssen stark (10 Prozentpunkte über dem Durchschnitt vom 9. Februar 2014, 5 Prozentpunkte 
über dem Durchschnitt vom 30. November 2014). Die Mobilisierung der Parteilosen w ar an 
beiden Abstimmungen gleich s ta rk  (46% Stimmbeteiligung). Im «relativen Vergleich» weist 
diese Gruppe som it als einzige keine rückläufige Stim m beteiligung zwischen der Februar- 
Abstimmung und der Novem ber-Abstim m ung auf: Am 9. Februar 2014 lag ihre Beteiligung 
10 Prozentpunkte unter dem Durchschnitt, am 30. November 2014 lag sie lediglich 3 Pro­
zentpunkte unter dem Durchschnitt.

Ein auf der Selbsteinschätzung auf der Links-Rechts-Achse beruhender Vergleich der Be­
teiligung an den Abstim m ungen vom 9. Februar 2014 und vom 30. November 2014 zeigt, dass 
der grösste Rückgang der Stim m beteiligung in der Gruppe der Personen stattfand, die sich 
selbst dem äusseren rechten Rand der politischen Skala zuordnen: Ihre Stim m beteiligung 
lag bei der Februar-Abstim m ung 17 Prozentpunkte über dem Durchschnitt, bei der No­
vem ber-Abstim m ung aber nur 1 Prozentpunkt über dem Durchschnitt. Im Gegensatz dazu 
m obilis ierten sich Personen, die sich in der gemässigten Linken verorten, am 30. November
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2014 stark: Während ihre Stim m beteiligung bei der Februar-Abstim m ung 14 Prozentpunkte 
über dem Durchschnitt lag, k le tte rte  dieser Unterschied bei der Novem ber-Abstim m ung 
auf 24 Prozentpunkte.

Zusammengefasst bestätigen unsere Ergebnisse, dass die SVP-W ählerschaft und generell 
Personen m it konservativen Einstellungen und/oder solche, die sich ideologisch am äusse­
ren rechten Rand positionieren, weniger m ob ilis ie rt waren, während sich die gemässigte 
Linke -  und dabei speziell die SP-Sympathisanten -  stark m obilis ie rte .1 Diese Unterschiede 
hinsichtlich der Mobilisierung trugen zur unerw arte t eindeutigen Ablehnung der Ecopop- 
Initiative bei.

Im Unterschied zur Februar-Abstim m ung m obilis ie rte sich die Gruppe der Personen, die 
dem Bundesrat m isstrauen, bei der Novem ber-Abstim m ung nicht s tä rker als die übrigen 
Gruppen.

Tabelle 1.2: Beteiligung nach sozialen und politischen Merkm alen in Prozent 
der Stimmenden*

Merkm ale/Kategorien Stimmbeteiligung
1%)

n Korrelations­
koeffizient’

Total VOX (gewichtet] ' 49.9 1488

Geschlecht V=.05*

Mann 53 687

Frau 48 802

Alter V=.25***

18 bis 29 Jahre 32 245

30 bis 39 Jahre 38 233

40 bis 49 Jahre 44 239

50 bis 59 Jahre 54 252

60 bis 69 Jahre 64 293

70 Jahre und mehr 65 225

Zivilstand V=.12***

Ledig 39 298

V erhe ira te t/Lebenspartnerschaft 53 944

Geschieden 56 102

Verw itwet 47 124

1 Siehe dazu Moser, Peter, Von der MEI zum Ecopop-Nein. Eine Analyse der Zürcher Resultate des 
Urnengangs vom 30.11.20U. S tatistik.in fo  2014/05. Kanton Zürich, S tatistisches A m t (h ttp :// 
w w w .s ta tis tik .zh .ch /d a m /ju s tiz_ in n e rn /s ta tis tik /P u b lika tio n e n /s ta tis tik_ in fo /s i_ 2 0 1 4 _ 0 5 _ a n a lyse _  
ecopop_nov_2014.pdf],

13

http://www.statistik.zh.ch/dam/justiz_innern/statistik/Publikationen/statistik_info/si_2014_05_analyse_


Merkm ale/Kategorien Stimmbeteiligung
1%)

n Korrelations­
koeffizient"

Bildungsniveau V=.28***
Obligatorische Schulzeit (48) [46]

B eru fs lehre /B eru fsschu le 40 552

Höhere Berufsbildung 49 173

M atura/pädagogische Ausbildung 33 198

Höhere Fachschule/Technikum 57 138

FHS/Universität/ETH 72 369

Einkommen V=.23*

Unter 3 '000.- 36 97

3'000 bis 5 '000.- 40 339

5 '000.- bis 7 '000 47 385

7'000.~ bis 9 '000.- 60 196

9'000 -  bis 11 '000 .- 60 135

Über 1V000.- 73 146

Wahrnehmung der gegenwärtigen w irtschaftlichen Situation V=.14***

Sehr gut 65 236

Gut 49 933

Passabel/schlecht 42 305

Interesse an der Politik V=.63***

Überhaupt nicht in te ress ie rt 7 137

Eher nicht in te ress ie rt 12 428

Eher in te ressiert 67 587

Sehr in te ressiert 86 332

Parteiverbundenheit V=.12*

SP -  Sozialdem okratische Partei 55 274

CVP -  C hris tlichdem okratische Partei 46 126

FDP. Die Liberalen 49 227

SVP -  Schweizerische Volkspartei 44 241

BDP -  B ürgerlich -D em okra tische Partei [54] (41)

Grüne Partei (44] (50)

G rünliberale (66) (44)

Andere Partei 63 83

Parte ilos 46 346

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V=.24***

Links aussen 51 200

Links 74 187

Mitte 40 518

Rechts 62 237

Rechts aussen 51 199
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Merkm ale/Kategorien Stimmbeteiligung
1%)

n Korrelations­
koeffizient*

Regierungsvertrauen V=.09**
Vertrauen 54 807

Weder Vertrauen noch M isstrauen 51 192

Misstrauen 62 498

* Die Angaben w urden nach der S tim m beteiligung gewichtet. 
a In terpretation der sta tistischen Koeffizienten siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es w eniger als 50 Fälle sind und sich som it daraus 
keine statistischen Tendenzen ableiten lassen.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

1.3 Meinungsbildung -  Schwierigkeit bei der Entscheidungsfindung 
und Entscheidzeitpunkt

Die A ntw ort auf die Frage nach dem Entscheidzeitpunkt lautete bei alten drei Volks in itia ti­
ven in etwa gleich: Für ein V ierte l bis ein D ritte l der Befragten w ar der S timmentscheid «von 
Anfang an klar». Nur 10% konnten sich erst in der letzten Woche vor dem Abstim m ungs­
sonntag entscheiden. Verglichen m it der M asseneinwanderungsinitiative vom 9. Februar 
2014- erfolgte der Entscheid über die Ecopop-Initiative jedoch zu einem leicht späteren Zeit­
punkt. Gemäss VOX-Analyse über die Abstim m ung vom 9. Februar 2014 stand der Entscheid 
fü r fast die Hälfte der Stimmenden «von Anfang an» fest; dies im Vergleich zu einem V ierte l 
bei der Ecopop-Initiative. Mit rund 10% ist der Anteil der Stimmenden, die ihren Entscheid 
während der letzten Woche vor der Abstim m ung fassten, hingegen in beiden Fällen unge­
fähr gleich.

Überraschend w ar die Deutlichkeit, m it der die Ecopop-Initiative scheiterte. Dies nament­
lich vor dem Hintergrund der Trendanalysen, die zwei oder drei Wochen vor dem Urnengang 
durchgeführt wurden. Man könnte annehmen, das Nein hätte in den letzten Wochen der 
Abstimmungskampagne an Fahrt gewonnen. Eine solche Dynamik lässt sich jedoch anhand 
der VOX-Umfrage nicht festste llen. Die Analyse des Stim m verhaltens je nach Entscheid­
zeitpunkt weist bei den Umfrageteilnehmenden eher auf eine Dynamik hin, die das Ja le icht 
begünstigte: Das Nein der Stimmenden, deren Votum «von Anfang an kla r» war (81%) sowie 
der Stimmenden, die erklärten , sie hätten sich zwischen 3 und 6 Wochen vor der Abstim ­
mung (76%) entschieden, w ar überwältigend, während der Nein-Anteil jener, die sich 1 bis 
2 Wochen vor dem Abstimmungssonntag (68%) oder in der letzten Woche (64%) entschie­
den, weniger deutlich ausfiel. Dieser Sachverhalt g ilt a llerd ings nur fü r die Deutschschweiz 
und das Tessin, denn bei den Romands blieb der Nein-Anteil unabhängig vom Entscheidzeit­
punkt verhältn ism ässig stabil.

Eine ähnliche Tendenz lässt sich auch bei der Gold-Initiative beobachten: Der Nein-Anteil 
ist vor allem  bei jenen Befragten sehr hoch, fü r die der Entscheid «von Anfang an klar» w ar 
(81%) sowie in der Gruppe, die sich zwischen 3 und 6 Wochen vor der Abstim m ung entschied 
(84%). Weni ger ausgeprägt ist das Nein jener Personen, die ihren Entschluss zwischen
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1 und 2 Wochen vor der Abstimmung (71%) und während der letzten Woche (68%) fassten. 
Wie so häufig bei Volksinitiativen aus dem linken Lager entw ickelte sich auch bei der Ab­
schaffung der Pauschalbesteuerung nach und nach eine klare Dynamik in Richtung Ableh­
nung: Der Nein-Anteil betrug 48% bei Personen, deren Votum «von Anfang an kla r»  war, 
stieg in der Gruppe, die sich zwischen 1 und 6 Wochen vor der Abstim m ung entschied, auf 
63-64% und schliesslich auf 71% bei jenen, deren Meinung erst in der letzten Woche vor der 
Abstimmung feststand.

Eine deutliche M ehrheit der Stimmenden gibt fü r die drei Vorlagen -  also ers taun liche r­
weise auch fü r die Volksinitiative über die Abschaffung der Pauschalbesteuerung -  an, die 
Meinungsbildung sei «eher le icht» gefallen. Die Schw ierigkeit bei der Entscheidungsfindung 
wurde bei der Ecopop-Initiative als fast genau gleich eingestuft w ie bei der Masseneinwan- 
derungsinitiative im Februar 2014.

Tabelle 1.3: Entscheidzeitpunkt und Schwierigkeit der Meinungsbildung in Prozent
der Stimmenden*

.......................  ■■■ VI Abschaffung VI Ecopop VI Gold der SNB
der Pauschal­ (%) (%l

besteuerung (%)

Entscheidzeitpunkt
Von Anfang an k la r 29 30 24
3 bis 6 Wochen vor der Abstimm ung 30 28 30
1 bis 2 Wochen vor der Abstimm ung 32 32 35
Letzte Woche vor der Abstimm ung 8 10 12
Schwierigkeit bei der Entscheidung
Eher leicht 81 77 71
Eher schwierig 18 21 27
Unentschieden, weiss nicht 1 2 3

* N ur Stimmende (N = 1027 bis 1061). Die Angaben wurden nach dem Ergebnis der betreffenden
Abstim m ung gewichtet.

©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.
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2. VOLKSINITIATIVE ÜBER DIE A B S C H A F F U N G  

DER PA U S C H A LB E S T E U E R U N G

2.1 Ausgangstage

Die Volksinitiative «Schluss m it den Steuerprivilegien fü r M illionäre (Abschaffung der Pau­
schalbesteuerung]» strebte die Abschaffung der Besteuerung nach dem Aufwand an. Rund 
56002 ausländische Staatsangehörige, die in der Schweiz keinerlei Erwerbstätigkeit nach­
gehen, werden nach diesem System veranlagt. Konkret so llte  ein neuer A rtike l (Art. 127 
Abs. 2bis] m it folgendem W ortlaut in die Bundesverfassung aufgenommen werden: «Steu­
erprivilegien fü r natürliche Personen sind unzulässig. Die Besteuerung nach dem Aufwand 
ist untersagt.»

Die Volksinitiative wurde vom Komitee zur Abschaffung der Pauschalbesteuerung lanciert 
und im Oktober 2012 eingereicht. Dem Komitee ging es um die Beseitigung der Steuerun­
gerechtigkeit zwischen Schweizern und (vermögenden) Ausländern. In jüngster Zeit haben 
fünf Kantone die Pauschalbesteuerung abgeschafft (ZH, AR, SH, BS und BL], In fünf weiteren 
Kantonen (AI, BE, LU, SG und TG) wurden die Voraussetzungen fü r den Zugang zur Pauschal­
besteuerung verschärft. Die Verfechter der Volksinitiative monierten, in den betreffenden 
Kantonen seien die Steuereinnahmen nach der Abschaffung des Systems der Aufwandbe­
steuerung trotz des Wegzugs einzelner vermögender Steuerzahler stabil geblieben.

Die Gegner -  allen voran die Bundesbehörden -  verwiesen hauptsächlich auf die potenziell 
negativen finanziellen Folgen einer Annahme der Vorlage. Die Gegenargumente der W irt­
schaftskreise bezogen sich auf die Risiken fü r die S teuerattraktiv itä t der Schweiz und auf 
den Beitrag an die W irtschaft, den Pauschalbesteuerte durch ihre Ausgaben leisten. Ferner 
wurde von Seite des Bundes auf die 2012 verabschiedete Revision der Aufwandbesteuerung 
verwiesen. Diese t r i t t  am 1. Januar 2016 in K ra ft und sieht unter anderem eine Verschärfung 
der Mindestanforderungen an die Aufwandbesteuerung (Pauschalsteuer) vor. Aus Sicht der 
Befü rw orter lie fe rt diese Verschärfung jedoch keine A ntwort auf die grundlegende Frage 
des Steuerprivilegs fü r  ausländische Staatsangehörige und der daraus folgenden Ungleich­
behandlung.

Der Nationalrat lehnte die Initiative m it 119 Stimmen gegen 59 (2 Enthaltungen) ab. Der 
Ständerat sprach sich m it 30 Stimmen gegen 9 (3 Enthaltungen) ebenfalls dagegen aus. 
Unterstü tzt wurde die Volksinitiative durch die Gewerkschaften, durch die Linke (vor allem 
die SP und die Grüne Partei), aber auch von den Schweizer Demokraten. Die Parteien des 
bürgerlich-rechten Lagers (FDP.Die Liberalen, CVP, BDP], die SVP, die w ichtigsten A rbe it­
geber- und W irtschaftsverbände sowie einige Branchenverbände (hotelleriesuisse, Gastro- 
Suisse] bekämpften das Projekt.

2 Angaben aus 2012, siehe Abstim m ungsbüchle in des Bundesrates.
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Gemäss Trendanalysen bröckelte die Unterstützung fü r die Vorlage in den letzten Wochen 
vor dem Abstim m ungssonntag zusehends ab. Die Initiative wurde am 30. November 2014 
von 59.2% der Stimmenden und von säm tlichen Kantonen m it Ausnahme von Schaffhausen 
verworfen, wobei Schaffhausen als Kanton die Pauschalbesteuerung bereits abgeschafft 
hat.

2.2 Das Profil der Stimmenden

Die Zustim m ungsbereitschaft fü r  die Volksinitiative zur Abschaffung der Pauschalbesteue­
rung w ar in der linken Hälfte des politischen Spektrum s (Tabelle 2.1) grösser. Stimmende, 
die sich als aussen links (69%) oder als links (65%) bezeichnen, unterstützten das Begehren 
ta tkrä ftig . Alle übrigen Stimmenden -  von der Mitte bis zum äusseren rechten Rand -  ver­
warfen es in a lle r Deutlichkeit. Während rund zwei D ritte l der SP-Sympathisanten m it Ja 
stim m ten, legte die Anhängerschaft der übrigen Parteien ein Nein in die Urne. Da die Zahl 
der Befragten, die sich m it dieser Partei verbunden erklärten , gering war, ist die m assi­
ve Unterstützung der Sympathisanten der Grünen m it Vorbehalt zu interpretieren. Recht 
interessant ist die Tatsache, dass der Ja-Anteil fü r  die Initiative zur Abschaffung der Pau­
schalbesteuerung unter den SVP-Sympathisanten m it 35% (dies teilweise im Kontrast zur 
Partei-Parole) doppelt so gross ist wie unter den Anhängern der FDP.Die Liberalen (17%). 
Letztere massen der Überlegung, die Schweiz riskiere m it der Annahme der Initiative eine 
Verringerung ih rer (Steuer-) A ttrak tiv itä t, m öglicherweise mehr Bedeutung zu. Der Ja-An- 
te il der Personen, die sich keiner Partei zugehörig fühlen, entsprach ziemlich genau dem 
landesweiten Durchschnitt.

Der Ja-Anteil zur Initiative stieg zwar m it zunehmendem Interesse an der Politik le icht an, 
überwog aber in keiner der nach dem politischen Interesse gebildeten Kategorien. Eine 
wichtige Rolle beim Stimmentscheid spielten auch die W ertvorstellungen der Befragten. 
Die Volksinitiative wurde von Stimmenden angenommen, die weniger W ert auf S icherheit 
und Ordnung legen (59%), m ehr staatliche E ingriffe im Bereich der Konkurrenz be fü rw or­
ten (62%), fü r die Bekämpfung von Lohndifferenzen sind (62%), fü r eine aktive Förderung 
der G leichstellung der Geschlechter eintreten (53%) und die dem Umweltschutz m ehr Be­
deutung beimessen als dem w irtschaftlichen W ohlstand (53%). Gewöhnlich decken sich die 
Auswirkungen der W ertvorstellungen m it der ideologischen Positionierung (Links-Rechts- 
Achse, siehe Parteiverbundenheit). Anders ausgedrückt müsste der Einfluss der W ert­
vorstellungen auf das Stim m verhalten stark zurückgehen, wenn die ideologische E inste l­
lung der Stimmenden konstant gehalten w ird. Eine m ultivaria te Analyse ergab, dass diese 
Situation bei der Abstim m ung über die Abschaffung der Besteuerung nach dem Aufwand 
nicht eintrat: Der Einfluss der W ertvorstellungen auf das Stim m verhalten bleibt auch un­
ter der Kontrolle des ideologischen P rofils  der Stimmenden signifikant. Im vorliegenden 
Fall ist demnach der Einfluss der W ertvorstellungen nicht ausschliesslich m it der Tatsache 
verknüpft, dass Stimmende aus dem linken politischen Lager sich s tä rker fü r progressive 
Werte einsetzen.
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Tabelle 2.1: Pauschalbesteuerung -  Stimmverhalten nach politischen Merkmalen  
in Prozent der Stimmenden*

Merkm ale/Kategorien % Ja* n Korrelations­
koeffizient'

Total VOX (gewichtet! 41.2 976

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V=.39***

Links aussen 69 143

Links 65 190

Mitte 28 270

Rechts 27 195

Rechts aussen 25 126

Parteiverbundenheit V = .38***

SP -  Sozialdem okratische Partei 65 215

CVP -  C hris tlichdem okratische Volkspartei 23 71

FDP.Die Liberalen 17 141

SVP -  Schweizerische Volkspartei 35 148

BDP -  B ürgerlich -D em okra tische Partei (39) (33)

Grüne Partei (94) (34)

G rünliberale (451 (38)

Andere Partei 33 61

Parte ilos 40 200

Interesse an der Politik V=.14***

Sehr in te ressiert 48 392

Eher in te ressiert 37 514

Eher nicht in te ress ie rt 36 59

Überhaupt nicht in te ress ie rt [0] 19]

Wertvorstellung: Staat vs. Konkurrenz V = .25***

Mehr Staat 62 160

Geteilter Meinung 48 316

Mehr Konkurrenz 30 463

W ertvorstellung: Lohndifferenzen V =.30***

Für grosse Lohndifferenzen 23 168

Geteilter Meinung 36 480

Keine Lohndifferenzen 62 292

W ertvorstellung: Förderung der Gleichstellung der Geschlechter V - 19 ***

Für eine aktive Förderung 53 383

Geteilter Meinung 33 186

Keine aktive Förderung 35 388
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Merkm ale/Kategorien % Ja’ n Korrelations­
koeffizient'

W ertvorstellung: Umwelt vs. W irtschaft V =.23***

Für den Schutz der Umwelt 53 423

Geteilter Meinung 34 450

Für den w irtscha ftlichen  W ohlstand 23 84

* Die Angaben w urden nach dem A bstim m ungsergebnis gewichtet. 
a Interpretation der sta tistischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger als 50 Fälle sind und sich som it daraus 
keine sta tistischen Tendenzen ableiten lassen.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

Der Stimmentscheid über die Volksinitiative zur Abschaffung der Pauschalbesteuerung 
wurde nur sehr wenig durch die soziodemografischen M erkmale der Stimmenden beein­
flusst (Tabelle 2.2). Alter, Geschlecht, Bildungsniveau, Einkommen oder Zivilstand w irkten 
sich kaum auf das Stim m verhalten aus. Statistisch signifikant ist lediglich die -  wenngleich 
schwache -  Ausw irkung von W ohnort und Sprache auf den Stimmentscheid: Die Initiative 
fand m ehr Zustimmung unter den Grossstadtbewohnern (52% gegenüber 38% unter den 
Bewohnern ländlicher Gebiete] und bei den Deutschschweizern (44% gegenüber 32% bei 
den Romands und Tessinern],

Die unterschiedlichen kantonalen Regelungen spielten beim Stimmverhalten ebenfalls eine 
Rolle: In den Kantonen, die die Pauschalbesteuerung abgeschafft haben (ZH, AR, SH, BS 
und BL], oder die in jüngster Zeit verschärfte Voraussetzungen dafür eingeführt haben (AI, 
BE, LU, SG, TG], lag der Ja-Ante il höher als in den übrigen Kantonen.

Tabelle 2.2: Pauschalbesteuerung -  Stimmverhalten nach soziodemografischen  
Merkm alen in Prozent der Stimmenden*

Merkm ale/Kategorien % Ja* n K orrelations­
koeffizient'

Total VOX (gewichtet] 41.2 976

Wohnort V=.13***
Grossstadt 52 274

M itte lgrosse S tadt/K le instadt 37 448

Land 38 254

Sprachregion V=.11**
Deutschschweizer 44 529

W estschweizer 32 254

Tessiner 32 165
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Merkm ale/Kategorien % Ja' n Korrelations­
koeffizient"

Derzeitige kantonale Regelung V=.10**

Pauschalbesteuerung abgeschafft (5 Kantone) 46 274

Verschärfte Voraussetzungen (5 Kantone) 45 263

Keine spezifischen Bestim m ungen (16 Kantone] 36 439

* Die Angaben w urden nach dem Abstim m ungsergebnis gewichtet.
• In terpretation der s ta tistischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es w eniger a ls 50 Fälle sind und sich som it daraus 
keine statistischen Tendenzen ableiten lassen.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

2.3 Wahrnehmung der Vorlage

35% der Befragten (und 45% der Stimmenden) beantworteten die Frage nach dem Inhatt 
der Votksinitiative richtig und gaben an, sie bezwecke die Abschaffung der Pauschalbe­
steuerung. Eine andere Gruppe (rund 10% der Befragten und der Stimmenden) antwortete, 
es gehe bei der Initiative um die Pauschalbesteuerung (reicher] Ausländer, erwähnte aber 
nicht, dass die Abschaffung dieses S teuerinstrum ents gefordert wurde. Danach folgte m it 
13% die Gruppe der Befragten, die die Anliegen der sozialen und steuerlichen Gerechtig­
keit in den Vordergrund stellten (und erwartungsgem äss m ehrheitlich fü r die Volksinitiative 
stimmten). Ungefähr 40% der Befragten (25% der Stimmenden) gaben den Inhalt der Initia­
tive nicht korrekt wieder.

Tabelle 2.3: Pauschalbesteuerung -  Wahrnehmung der Inhalte in Prozent der befragten  
Personen (nur Erstnennungen)

Wahrnehmung* Total Stimmende Nicht-Stimmende

% n % n % n

Abschaffung der Pauschalbesteuerung 35 529 46 343 25 186

Pauschalbesteuerung fü r [reiche] Aus­
länder

8 113 11 80 5 33

S oziale/steuerliche Gerechtigkeit, 
Beseitigung von U ngerechtigkeit

13 195 13 100 12 91

Schaffung einer e inheitlichen Regelung 
auf Bundesebene

3 43 4 30 1 9

A llgem eine/fa lsche/andere Antw orten 15 222 17 127 13 94

Weiss nicht, keine A ntw ort 26 394 8 63 44 331

Total 100 1496 100 742 100 746

* Die Angaben w urden nach der S tim m beteiligung gewichtet.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.
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2.4 Die Stimmmotive

Die Aufhebung der Ungleichbehandlung von Schweizern und (reichen! Ausländern ist das 
von den Ja-Stimmenden weitaus am häufigsten angeführte S tim m m otiv (Tabelle 2.4). Die­
ses Motiv, das im M itte lpunkt des A rgum entarium s des Initiativkom itees stand, macht zwei 
D ritte l der spontanen Erstnennungen und einen sehr grossen Teil a lle r kum ulierten Nen­
nungen aus. Die übrigen Beweggründe fü r die Annahme der Volksinitiative sind entweder 
sehr allgemein, oder sie wurden nur sehr selten zitiert.

Die spontan genannten Ablehnungsgründe sind vie lfältiger: fü r  28% der Nein-Stimmenden 
stehen negative Auswirkungen auf die Steuereinnahmen im Vordergrund, 15% befürchten 
einen Verlust an S teuerattraktiv itä t und W ettbewerbsfähigkeit fü r die Schweiz, während 
14% meinen, die Initiative biete eine schlechte Lösung an bzw. Steuerfragen müssten in der 
Kompetenz der Kantone bleiben.

Tabelle 2.4: Pauschalbesteuerung -  Stimmmotive Mehrfachantworten möglich)*

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid* Erst­
nennungen

Alle
Nennungen**

% n % n

JA-Stimmende

Aufhebung von Ungleichbehandlung 66 264 100 402

Abschaffung der Pauschalbesteuerung 14 55 21 84

V ereinheitlichte Regelung auf Bundesebene 4 14 12 49

Ungleichbehandlung von ausländischen Steuerzahlern 1 3 13 51

Stellung der Schweiz in der Welt, Verhältn is zum Ausland 0 1 9 34

Allgemeinde Gründe fü r das Ja 10 40 17 66

Andere Gründe fü r das Ja 2 12 7 28

Weiss n icht/keine A ntw ort 3 11 63 254

Total 100 402 241 970

NEIN-Stimmende

Ausw irkungen auf die Steuereinnahmen 28 158 61 348

Stellung der Schweiz in der Welt, s te u e rlich e /w irtsch a ft­
liche A ttra k tiv itä t

15 85 24 138

Falsche Lösung, Zuständigkeit bei Kantonen 14 80 22 125

Vorteile der Pauschalbesteuerung 9 53 27 157

Folgen fü r die W irtscha ft 2 14 4 23

Allgem eine Gründe fü r das Nein 16 91 21 119

Andere Gründe fü r das Nein 8 48 13 75

Weiss nicht/keine A ntw ort 8 47 58 333

Total 100 574 230 1320

* Die Angaben wurden nach dem Abstim m ungsergebnis gewichtet.
** Total m ehr a ls 100% wegen Mehrfachantworten.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.
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2.5 Pro- und Kontra-Argumente

Obgleich die Volksinitiative zur Abschaffung der Pauschalbesteuerung scheiterte, wurden 
die drei Hauptargumente des Initiativkom itees von einer zum indest relativen M ehrheit der 
Stimmenden unterstützt, die an der VOX-Umfrage teilnahmen (Tabelle 2.5). Das Kernar­
gument der Initianten, die Abschaffung der Aufwandbesteuerung bringe das Ende eines 
ungerechten Systems, von dem nur reiche Ausländer profitieren, wurde von 53% der Ja- 
Stimmenden befürworte t; 43% der Stimmenden lehnten es ab. Dieses Argum ent führte  
jedoch unter den Stimmenden beider Lager zu einer starken Polarisierung: Es wurde von 
den Personen, die fü r die Vorlage stim m ten, massiv un terstützt (88% Unterstützung fü r das 
Argument), aber von den Personen, die die Vorlage ablehnten, k la r zurückgewiesen (67% 
Ablehnung des Arguments). Die Idee, zur Eindämmung des Steuertourism us zwischen den 
Kantonen brauche es eine Bundesregelung, w ird noch deutlicher gutgeheissen: 58% der 
Stimmenden sprachen sich dafür aus. Eine überwiegende Mehrheit der Personen, die die 
Initiative annahmen (76%), aber auch beinahe die Hälfte der Personen, die ein Nein zur Ini­
tiative einlegten (4-7%), bestätigten die Notwendigkeit einer derartigen Regelung. Sogar das 
Argument, die Abschaffung der Besteuerung nach dem Aufwand hätte nur m inime Steu- 
ereinbussen zur Folge gehabt, wurde häufiger un terstützt als abgelehnt (47% gegenüber 
44%). Ein be trächtlicherTeil der Ja-Stimmenden (68%) und ein D ritte l der Gegnerschaft der 
Vorlage schlossen sich diesem Argum ent an.

Die Argumente fü r die Initiative über die Pauschalbesteuerung überzeugten -  genauso wie 
die Argumente gegen die Vorlage -  eine Mehrheit der Stimmenden. Mit diesem Befund w u r­
de allerd ings eher gerechnet: Da die Volksinitiative abgelehnt wurde, ist es logisch, dass 
die Argumente gegen die Vorlage m ehrheitlich Bejahung fanden. Das Argument, wonach 
ausländische Pauschalbesteuerte einen Beitrag an die S chw e izerw irtscha ft leisten, wurde 
von den Personen, die ein Nein zur Initiative einlegten, überaus deutlich gestützt (83%), aber 
auch von einem grossen D ritte l (36%) der Personen m itgetragen, die m it Ja stim m ten. Ähn­
lich breite Unterstützung unter den Gegnern der Initiative (75%) fand die Überlegung, eine 
Annahme der Volksinitiative könne fü r einige Kantone und Gemeinden gravierende Folgen 
haben; sie wurde aber auch von einer starken M inderheit (34%) der Personen gestützt, die 
ein Ja in die Urne legten. Einzig das Argum ent, andere Länder würden die Pauschalbesteu­
erung ebenfalls kennen und die Schweiz solle nicht darauf verzichten, fand etwas weniger 
Anklang. Es konnte eine klare Mehrheit der Nein-Stimmenden (69%) überzeugen, wurde 
aber von den Personen, die die Initiative annahmen, zurückgewiesen (66%).
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Tabelle 2.5: Pauschalbesteuerung -  Akzeptanz der Pro- und Kontra-Argumente  
bei den Stimmenden in Prozent*

Pro-Argumente
Einverstanden

1%)
Nicht einver­
standen 1%)

Weiss nicht 
(%)

Die Abschaffung der Pauschalbesteue­
rung setzt einem ungerechten System 
ein Ende, von dem nur reiche Ausländer 
profitieren.

Total 53 43 4

Ja 88 9 3

Nein 29 67 4

Zur Eindämmung des S teuertourism us 
zw ischen den Kantonen ist eine nationale 
Regelung erfo rderlich .

Total 58 34 8

Ja 76 18 6

Nein 47 44 9

Die Abschaffung der Pauschalbesteue­
rung w ird nur m inim e Steuereinbussen 
verursachen.

Total 47 41 12

Ja 68 22 10

Nein 32 55 13

Kontra-Argumente
Einverstanden

1%)
Nicht einver­
standen (%)

Weiss nicht 
1%)

Mit ihren Ausgaben leisten ausländische 
Pauschalbesteuerte einen Beitrag an die 
Schweizer W irtschaft.

Total 63 32 5

Ja 36 59 5

Nein 83 13 4

Pauschalbesteuerung gibt es auch in 
anderen Ländern, also so ll die Schweiz 
n icht darauf verzichten.

Total 50 38 13

Ja 22 66 12

Nein 69 20 12

Der Wegzug von Pauschalbesteuerten 
w ird  fü r einige Kantone und Gemeinden 
gravierende Folgen haben.

Total 58 30 13

Ja 34 53 12

Nein 75 13 12

* Die Angaben wurden nach dem Abstimmungsergebnis gewichtet.
Ergebnisse in Prozent online. Deutungsbeispiel: 53% a lle r Stimmenden (88% der Ja-Stimmenden,
37% der Nein-Stimmenden] schlossen sich dem ersten Argument an (Die Abschaffung der Pauschal­
besteuerung beendet ein ungerechtes System, von dem nur reiche Ausländer profitieren], 43% (9% der 
Ja-Stimmenden und 67% der Nein-Stimmenden lehnten es ab und 4% 13%; 4%) waren unentschieden, 
n Total der Stimmenden, die eine Antwort gaben = zwischen 1024 und 1033 je nach Argument [gewichtet]. 
© Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstimmung vom 30.11.2014.

24



3. ECOPOP-INITIATIVE

3.1 Ausgangstage

Die Schweiz ist seit Langer Zeit ein Anziehungspunkt fü r zahlreiche ausländische A rbe it­
nehmende. Die Umsetzung des Personenfreizügigkeitsabkommens m it der EU brachte eine 
Verstärkung der entsprechenden Tendenz. Es kam zu einer starken Zunahme der Einwande­
rung, die wesentlich zum W irtschaftswachstum  der Schweiz in den letzten Jahren beitrug. 
Die Volksinitiative «Stopp der Überbevölkerung -  zur Sicherung der natürlichen Lebens­
grundlagen» (Ecopop) wurde im Sommer 2011 lanciert, am 2. November 2012 eingereicht 
und am 30. November 2014- vor das Volk gebracht. Volk und Stände mussten sich nach der 
SVP-lnitiative «Gegen Masseneinwanderung», die am 9. Februar 2014 angenommen wurde, 
som it innerhalb eines Jahres zum zweiten Mal zu einer Initiative über die Beschränkung der 
Zuwanderung äussern. Um die Lebensgrundlagen zu erhalten, forderte  die Vorlage eine 
jährliche Obergrenze fü r die Nettozuwanderung von 0.2%. Ferner verlangte sie vom Bund, 
mindestens 10% seiner Ausgaben fü r Entw icklungszusam m enarbeit zur Förderung der 
Familienplanung einzusetzen.

Bundesrat und Parlament» empfahlen die Ecopop-Initiative zur Ablehnung. Beide Räte 
lehnten das Begehren praktisch einstim m ig ab (Nationalrat: 190 zu 3 Stimmen bei 5 Ent­
haltungen; Ständerat: 44 zu 1 Stimme ohne Enthaltungen). Mit Ausnahme der Schweizer 
Demokraten empfahlen zudem säm tliche Parteien auf nationaler Ebene ein Nein zur Vor­
lage. Auf kantonaler Ebene widersetzten sich jedoch sechs SVP-Sektionen der nationalen 
Abstim m ungsparole ih rer Partei und empfahlen die Annahme der Initiative. Sämtliche 
W irtschaftsverbände, Gewerkschaften, interkantonale Konferenzen und H ilfsorganisatio­
nen waren ebenfalls gegen die Initiative; die Vorlage wurde lediglich von der Aktion fü r eine 
unabhängige und neutrale Schweiz (AUNS) unterstützt.

Die Initiativgegner machten namentlich geltend, dass die Zuwanderung sich nur geringfü­
gig auf die natürlichen Ressourcen ausw irkt, sowie dass die Fixierung einer sehr geringen 
Zuwanderungsquote w irtschaftsschädigend wäre und gegen die Personenfreizügigkeit m it 
der Europäischen Union verstossen würde. Nach der Annahme der Masseneinwanderungs­
initiative hätte ein Ja zu einer noch restrik tive ren Vorlage die A rbe it des Bundesrates zu­
sätzlich erschwert -  und das Aus der bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und 
der Europäischen Union bedeutet.

Gemäss Trendumfragen vor der Abstim m ung stiess die Vorlage bei der Schweizer Bevölke­
rung auf eine gewisse Sympathie. Trotzdem wurde sie an der Urne vom Schweizer Volk mit 
einem Ja-Anteil von nur 25.9% und von säm tlichen Kantonen k la r verworfen. Gemessen am 
Abstim m ungsergebnis vom 9. Febuar 2014 über die Masseneinwanderungsinitiative ist das 
überwältigende Nein zur Ecocop-Initiative als Überraschung zu bezeichnen.
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3.2 Das Profil der Stimmenden

Politische Faktoren (Tabelle 3.1) fielen beim den Stimmentscheid zur Ecopop-Initiative ge­
samthaft gesehen weniger ins Gewicht als beim Stimmentscheid zur Masseneinwanderungs­
initiative am 9. Februar 2014. Zu den Faktoren, die den Entscheid fü r oder gegen die Ecopop- 
Initiative beeinflussten, gehört das Vertrauen in die Regierung: Stimmende, die der Regierung 
kein Vertrauen entgegenbringen, legten weit häufiger ein Ja in die Urne (48%) als Personen, 
die der Regierung vertrauen (16%) oder diesbezüglich unschlüssig sind (13%). Selbst unter 
den «misstrauischen» Personen fand die Ecopop-Initiative dennoch keine Mehrheit.

Der Entscheid fü r oder gegen die Ecopop-Initiative hing auch ziem lich stark m it der Selbst­
einstufung auf der Links-Rechts-Skala zusammen; das dazugehörige Schema war jedoch 
recht komplex: Am ausgeprägtesten (und beinahe einstimmig) war die Ablehnung der Volks­
initiative unter den Personen, die sich der gemässigten Linken zuordnen (Positionen 3 und 4 
auf der Skala von 0 bis 10). Deutlich verworfen wurde die Initiative auch von den Personen, 
die sich am äusseren linken Rand der politischen Skala (Positionen 0 bis 2), in der Mitte 
(Position 5) oder als Teil der gemässigten Rechten (Positionen 6 oder 7) sehen (nur 27-28% 
Ja-Anteil). Relativ deutlich un terstützt wurde die Initiative einzig von den Personen, die sich 
am rechten äusseren Rand der politischen Skala einstufen (Positionen 8 bis 10), doch auch 
hier konnte keine M ehrheit erlangt werden (46%). Der Nein-Anteil lag demnach im Vergleich 
zur Masseneinwanderungsinitiative in säm tlichen Kategorien -  und insbesondere bei den 
Personen, die sich in der Mitte oder rechts positionieren -  deutlich höher.

Mit Ausnahme der SVP-Sympathisanten, die m ehrheitlich fü r die Ecopop-Initiative s tim m ­
ten (56%), lehnte die Anhängerschaft a lle r Regierungsparteien die Initiative überaus deut­
lich ab. Nur 20% der Sympathisanten von SP, CVP und FDP.DieLiberalen legten ein Ja in die 
Urne und folgten som it der Abstim m ungsparole ih rer jeweiligen Partei. Obwohl die Zahlen 
angesichts der geringen Zahl der Beobachtungen m it Vorsicht zu interpretieren sind, schei­
nen die Sympathisanten von BDP, der Grünen Partei und der Grünliberalen ebenfalls massiv 
gegen die Ecopop-Initiative gestim m t zu haben. Auch der Nein-Anteil der Parteiungebunde­
nen entsprach ziem lich genau dem allgemeinen Durchschnitt.

Verglichen m it der Abstim m ung über die Masseneinwanderungsinitiative war das S tim m ­
verhalten bei der Ecopop-Intiative durch die Parteien hindurch eher homogen. Während die 
Sympathisanten der FDP.DieLiberalen die Masseneinwanderungsinitiative ziemlich stark 
un terstützt hatten (40% laut VOX-Analyse zur Abstimmung vom 9. Februar 2014), legten sie 
bei der Ecopop-Initiative ein bem erkenswert massives Nein in die Urne. Sehr ausgeprägt ist 
der Unterschied zwischen beiden Urnengängen auch bei den SVP-Anhängern (95% Ja zur 
Masseneinwanderungsinitiative gegen 56% Ja zur Ecopop-Initiative). Aus SVP-Sicht ist der 
Kontext der beiden Abstimmungen allerd ings nicht w irk lich  vergleichbar, weil die Landes­
partei bei der Ecopop-Initiative die Nein-Parole herausgegeben hatte. Die Unterstützung 
der SVP-Anhängerschaft fü r die Ecopop-Initiative steht som it im W iderspruch zur A bstim ­
mungsempfehlung der nationalen Partei und ist darauf zurückzuführen, dass ein Teil der 
Basis gegenüber der Abstim m ungsparole ausscherte.
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Im Gegensatz zur Masseneinwanderungsinitiative spielte das politische Interesse bei der 
Ecopop-Initiative keine Rolle. Ob politisch «sehr», «eher», «eher nicht» oder «überhaupt 
nicht» interessiert: Die Vorlage wurde von allen Gruppen in ähnlich hohem Masse verw or­
fen. Ausserdem spielten politische W ertvorstellungen eine geringere Rolle als bei der Ab­
stim m ung über die Masseneinwanderungsinitiative. Einerseits treten beim Stimmverhalten 
einige signifikante Unterschiede auf, je nach dem, welche W ertvorstellungen die S tim m en­
den hinsichtlich Öffnung oder Modernisierung haben. So fand die Initiative bei Personen, die 
fü r eine Abgrenzung der Schweiz gegenüber aussen eintreten, recht vie l Zuspruch (49%). 
Ähnliches gilt bei den Personen, die fü r  den Erhalt der Schweizer Traditionen sind (43%], 
Schweizer gegenüber Ausländern den Vorrang einräumen wollen (40%), viel W ert auf Si­
cherheit und Ordnung legen (32%) oder eine starke Armee wollen 36%). Andererseits reicht 
es jedoch in keiner der oben aufgeführten Kategorien zu einem Ja zur Ecopop-Initiative, und 

^  die auf W ertvorstellungen beruhenden Unterschiede beim Stim m verhalten sind insgesamt 
geringfügig.

Tabelle 3.1: Ecopop -  Stimmverhalten nach politischen Merkmalen in Prozent 
der Stimmenden*

/

M erkm ale/Kategorien % Ja* n Korrelations­
koeffizient“

Total VOX (gewichtet) * 26 979

Regierungsvertrauen V=.34***

Vertrauen 16 564

Unentschlossen 13 88

Misstrauen 48 317

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V =.27***

Links aussen 27 136

Links 5 168

Mitte 27 281

Rechts 28 200

Rechts aussen 46 140

Parteiverbundenheit V =.36***

SP -  Sozialdem okratische Partei 18 199

CVP -  Christlichdem okratische Volkspartei 22 69

FDP.Die Liberalen 19 138

SVP -  Schweizerische V olkspartei 56 175

PBO -  B ürgerlich-D em okratische Partei [16] (311

Grüne Partei (19) (31)

G rünliberale (11) (38)

Andere Partei 7 87

Parte ilos 23 201
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M erkm ale/Kategorien % Ja* n Korrelations­
koeffizient*

W ertvorstellung: modern vs. traditionell V=.21***

Für eine moderne Schweiz 18 444

G eteilter Meinung 28 333

Für eine trad itione lle  Schweiz 43 179

W ertvorstellung: Öffnung vs. Abgrenzung V=.22***

Für m ehr Öffnung der Schweiz 19 629

G eteilter Meinung 35 266

Für m ehr Abgrenzung der Schweiz 49 73

W ertvorstellung: Chancengleichheit Schweizer-Ausländer V =.28***

Chancengleichheit 11 307

G eteilter Meinung 23 298

Schweizer bevorzugen 40 352

Wertvorstelung: Sicherheit und Ordnung V =.20***

Für w eniger S icherheit und Ordnung 4 79

G eteilter Meinung 19 283

Für m ehr S icherheit und Ordnung 32 605

W ertvorstellung: Armee V =.23***

Starke Armee 36 462

G eteilter Meinung 22 251

Keine Armee 12 255
* Die Angaben wurden nach dem Abstim m ungsergebnis gewichtet.
* Interpretation der s tatistischen Koeffizienten siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger als 50 Fälle sind und sich som it daraus
keine statistischen Tendenzen ableiten lassen.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim mung vom 30.11.2014.

Die soziodemografischen Merkmale w irkten sich sehr wenig auf den Stimmentscheid zur 
Ecopop-Initiative aus (Tabelle 3.2). Männer bejahten die Ecopop-Initiative etwas häufiger 
als Frauen, wobei dieser Unterschied zwischen den Geschlechtern statistisch nicht sign i­
fikant ist. Das selbe g ilt fü r das unterschiedliche Stimmverhalten nach Alter, W ohnort und 
Sprache. Sogar das Bildungsniveau, das in der Regel bei aussenpolitischen oder einwande­
rungspolitischen Belangen einen starken Einfluss auf das Stimmverhalten ausübt, spielte 
hier keine nennenswerte Rolle. Das Nein zur Volksinitiative w ar bei Personen m it akadem i­
schem Abschluss (77%) nicht deutlicher als bei Personen m it Lehrabschluss (73%). Auch 
das Haushaltseinkommen übte keinen wesentlichen Einfluss aus. Lediglich in der Kategorie 
der Spitzenverdiener (Haushaltseinkommen über 11 '000.—J fie l die Ablehnung der Ecopop- 
Initiative m arkant höher aus. Die W ahrnehmung der derzeitigen w irtschaftlichen S itua ti­
on w irk te  sich auf den Stimmentscheid nicht aus; allerd ings spielte die Einschätzung der 
zukünftigen w irtschaftlichen Situation eine kleine Rolle: Der Ja-Anteil zur Volksinitiative 
ist bei Personen, die m it einer Verschlechterung ih rer w irtschaftlichen Situation rechnen, 
höher (44%) als bei Personen, die von einer gleich bleibenden Situation (25%) odervon einer
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Verbesserung (16%) ausgehen. Dieser Befund ist im Zusammenhang m it der Tatsache zu 
sehen, dass die Ecopop-Initiative die Auswirkungen des W irtschafts- und Bevölkerungs- 
Wachstums von einer pessim istischen W arte aus betrachtete.

Trotz der beiden letztgenannten Ergebnisse und im Gegensatz zum Entscheid über die 
Masseneinwanderungsinitiative zeichnet sich hinsichtlich des Entscheids über die Ecopop- 
Initiative durch alle Gruppierungen hindurch ein recht homogenes Bild.

Tabelle 3.2: Ecopop-Initiative -  Stimmverhalten nach soziodemographischen Merkmalen  
in Prozent der Stimmenden*

M erkm ale/Kategorien % Ja" n K orrelations­
koeffizient“

Total VOX (gewichtet) 26 979

Geschlecht V=.06 n.s.

Mann 29 475

Frau 24 504

Alter V=.09 n.s.

18 bis 29 Jahre (171 (41)

30 bis 39 Jahre 30 138

40 bis 49 Jahre 25 163

50 bis 59 Jahre 26 195

60 bis 69 Jahre 22 236

70 Jahre und mehr 32 206

Sprachreglon V=.08 n.s.

Deutschschweizer 27 534

Tessiner 37 159

Westschweizer 21 251

Bildungsniveau V=.11*

Obligatorische Schulzeit (35) [261

B erufslehre 27 286

Höhere Berufsbildung 36 125

Höhere Fachschule 26 109

Matura, pädagogische Ausbildung 17 71

FHS, Universität, ETH 23 352

Einkommen V=.15*»

Unter 5’000.- 30 217

5 '000.- bis 7 '000.- 32 260

7 '000.- bis 9 '000.- 26 161

9 '000.- bis IVOOO- 21 108

Über H '000 .- 13 137
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M erkm ale/Kategorien % Ja' n Korrelations­
koeffizient'

Einschätzung der zukünftigen wirtschaftlichen Situation V=.13***

Besser 16 70

Gleichbleibend 25 802

Schlechter 44 71

* Die Angaben w urden nach dem Abstim m ungsergebnis gewichtet. 
a Interpretation der statistischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es w eniger a ls 50 Fälle sind und sich som it daraus 
keine statistischen Tendenzen ableiten lassen.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.20U.

3.3 Wahrnehmung der Vorlage

Die Ecopop-Initiative wurde in erster Linie als Instrum ent fü r die Beschränkung der Ein­
wanderung wahrgenommen. Die meisten Umfrageteilnehmenden (61%) antworteten auf die 
Frage nach dem Inhalt derVorlage, es gehe um die Beschränkung der Zuwanderung, bezie­
hungsweise des Ausländeranteils in der Schweiz (Tabelle 3.3). Nur eine verschwindend k le i­
ne Personenzahl (1%) verw ies auf die übrigen Komponenten der Volksinitiative: Umweltziele 
und Verringerung des Bevölkerungswachstums einerseits, Beitrag an die Familienplanung 
in Entw icklungsländern andererseits. Unter den Nicht-Stimmenden ist der Anteil der Per­
sonen, die keine, beziehungsweise allgemeine oder falsche Antworten gaben, wie gewohnt 
höher als unter den Stimmenden.

Tabelle 3.3: Ecopop-Initiative -  Wahrnehmung der Inhalte in Prozent der befragten 
Personen (nur Erstnennungen)*

W ahrnehmung* Total Stimmende Nicht-Stimmende

% n % n % n

Begrenzung/Kontro lle  der E inwanderung 
oder des Ausländeranteils

61 909 75 784 47 209

Begrenzung |des Zuwachses! 
der Bevölkerung

3 43 4 46 2 9

U m weltschutz 1 12 2 18 0 0

E ntw icklungshilfe/Fam ilienplanung 1 U 2 21 0 0

A llgem eine oder fa lsche Antworten, 
andere A ntw orten

11 164 9 89 14 61

Weiss nicht, keine A n tw ort 24 353 9 91 38 169

Total 100 1405 100 1048 100 448

* Die Angaben wurden nach S tim m beteiligung und Sprache gewichtet.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.20U.
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3.4 Die Stimmmotive

Die Untersuchung der von den Befragten spontan genannten Beweggründe fü r den Stim m - 
entscheid (Antwort auf eine offene Frage) zeigt auf, dass der Wille, die Einwanderung zu 
beschränken und das Gefühl, es gebe in der Schweiz genug/zu viele Ausländer, einen e r­
heblichen Einfluss auf das Ja zur Ecopop-Initiative ausübten (Tabelle 3.4): Über ein D ritte l 
der Personen, die fü r die Volksinitiative stim m ten, geben dieses Stim m m otiv als erste Ant­
w o rt (38%) an. Dazu kommen die (w irtschaftlichen und sonstigen) Folgen der Zuwanderung 
(9%). Ein zweiter Beweggrund fü r die Bejahung der Volksinitiative ist das allgem einere An­
liegen der Einschränkung/Beendigung des Bevölkerungswachstums, das im M itte lpunkt 
der Ecopop-Initiative stand (18%). A llerd ings wurde dieser Beweggrund zwei Mal weniger 
häufig genannt als der W ille, die Zuwanderung zu beschränken; dies ist ein zusätzlicher 
Hinweis dafür, dass die Volksinitiative von den Stimmenden in erster Linie unter dem Ge­
sichtspunkt der Beschränkung der Zuwanderung betrachtet wurde. An d ritte r Stelle folgt 
das Stim m m otiv e iner kleinen Anzahl von Ecopop-Anhängern (13%), die ihren Entscheid da­
m it begründen, dass sie ihre Unterstützung fü r die Masseneinwanderungsinitiative bestäti­
gen und den Druck auf den Bundesrat aufrecht erhalten wollten, dam it er letztere Initiative 
auch umsetzt. Überhaupt nicht genannt wurde die Komponente der Initiative, die sich auf die 
Familienplanung in armen Ländern bezog.

*

Die Analyse der kum ulierten Antworten auf die Frage nach den Gründen fü r ein Ja zur Eco­
pop-Initiative ergibt ein leicht anderes Bild (die Befragten konnten bis zu sechs verschiede­
ne Beweggründe nennen). Einerseits stehen der W ille, die Zuwanderung zu beschränken, 
sowie die grundsätzlich ablehnende Haltung gegenüber der Zuwanderung auch hier zu­
oberst auf der Liste der Beweggründe. Andererseits gewinnen die als negativ eingestuften 
Konsequenzen der Zuwanderung und das Bestreben, weiterhin Druck auf den Bundesrat 
auszuüben, damit er die Masseneinwanderungsinitiative umsetze, bei dieser Betrachtungs­
weise an Boden und werden gleich oft genannt wie der Wille, das Bevölkerungswachstum 
zu stoppen.

Als Hauptgrund fü r ih r Nein zur Ecopop-Initiative erwähnten die Gegner der Vorlage den 
W illen, sich gegen eine (weitere) Beschränkung der Zuwanderung, fü r eine offene Schweiz 
und gegen eine als ausländerfeindlich gewertete Volksinitiative einzusetzen (25% der Erst­
nennungen). W irtschaftliche Überlegungen spielten ebenfalls eine w ichtige Rolle: die In iti­
ative sei w irtschaftsfe ind lich , die W irtschaft profitiere von der Zuwanderung, die Schweiz 
brauche ausländische Arbe itskräfte  usw. An d ritte r Stelle fo lg t m it 16% der Nein-Stim m en- 
den die Einschätzung, die Ecopop-Initiative sei unangemessen und biete keine brauchbaren 
Lösungen fü r das Einwanderungsproblem, oder aber sie sei zu extrem und nicht durch­
führbar. Zudem waren 7% der Nein-Stimmenden gegen die Komponenten der Initiative, die 
sich auf die Umwelt und die G eburtenkontrolle bezogen. Schliesslich begründeten nur 2% 
der Nein-Stimmenden ihren Entscheid m it dem Anliegen, eine (zusätzliche) Belastung der 
Europapolitik der Schweiz vermeiden zu wollen. Dieser Befund legt den Schluss nahe, die 
Folgen fü r die bilateralen Abkommen m it der EU hätten auf die Ablehnung der Ecopop- 
Initiative keinen wesentlichen Einfluss ausgeübt.
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Die Betrachtung a lle r Nennungen zusammen ergibt ein leicht anderes Bild: Auf Platz eins 
der Gründe fü r das Nein befinden sich die w irtschaftlichen Anliegen und knapp dahinter die 
Ablehnung der Zuwanderungsbeschränkung.

Tabelle 3.4: Ecopop-Initiative -  Stimmmotive (Mehrfachantworten möglich)*

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid* Erstnennungen Alle Nennungen*

% n % n

Ja-Stimmende
Genug/zu viele Ausländer, Einwanderung muss begrenzt 
werden

38 97 56 144

Bevölkerungswachstum  muss begrenzt/gestoppt werden 19 49 35 90

Negative Ausw irkungen der Einwanderung 
(A rbeitslosigke it, m anqelnder Raum, Sozialsystem)

4 10 35 89

Druck auf den Bundesrat ausüben/für die Umsetzung 
der Masseneinwanderunqsinitiative

13 33 32 83

Allgem eine Gründe fü r das Ja 9 24 14 37

Andere Gründe fü r das Ja 10 25 18 44

Weiss nicht/keine A n tw o rt/fa lsche  A ntw ort 5 13 47 120

Total (Ja-Stimmende) 100 255 237 605

Nein-Stimmende

Gegen die Beschränkung der E inw anderung/fü r eine 
offene Schweiz/es hat noch P latz/T radition der Aufnahm e/ 
gegen eine frem denfeind liche Initiative

25 177 37 266

W irtscha ftliche  Gründe (Einwanderung s tü tz t die W irt­
schaft, die Schweiz braucht ausländische A rbe itskrä fte , 
die Initiative schadet der W irtschaft)

21 145 42 302

Initiative ist unangemessen/zu rad ika l/n ich t rea lis ie rba r/ 
nicht die richtiqe Lösunq

16 115 24 174

Um weltargum ente nicht stichhaltig /gegen Fam ilien­
planung

7 48 17 122

Juris tische Gründe 3 22 6 44

Die Masseneinwanderungsinitiative is t ausreichend 3 19 7 50

E uropa-Politik  (Gefahr fü r die b ila te ra len Verträge) 2 12 8 57

A llgem eine Gründe fü r das Nein 11 76 15 105

Andere Gründe fü rd a s  Nein 4 27 7 49

Weiss n icht/keine A n tw ort/fa lsche  A ntw ort 9 64 32 231

Total (Nein-Stimmende) 100 705 195 1400

* Die Angaben w urden nach dem Abstim m ungsergebnis gewichtet. 
a Total m ehr als 100% wegen M ehrfachantworten.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.
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3.5 Pro- und Kontra-Argumente

Ein mögliches Ja-Argum ent zur Ecopop-Initiative, das den Befragten im Rahmen der VOX- 
Untersuchung vorgelegt wurde (Tabelle 3.5), konnte eine Mehrheit auf sich vereinen: 51% 
der Stimmenden bejahten das Argument, unkon tro llie rte  Zuwanderung führe zu Überbe­
völkerung und Um weltbelastungen. Die überwiegende M ehrheit der Ja-Stimmenden (88%) 
und eine starke M inderheit der Nein-Stimmenden (38%) unterstützten dieses Argument. 
Demnach werden die Auswirkungen der Zuwanderung vom Schweizer Volk trotz der deut­
lichen Abfuhr fü r die Ecopop-Initiative weiterh in kritisch betrachtet. So fand auch das A r­
gument, man müsse den Druck auf den Bundesrat erhöhen, dam it er die Masseneinwan­
derungsinitiative umsetze, re lativ breite Unterstützung (43%): Die Befü rw orter der Initiative 
waren fast einstim m ig dafür (91%), und ein V ierte l (26%) der Initiativgegner pflichteten dem 
Argum ent ebenfalls bei. Die Unterstützung fü r dieses und fü r das vorherige Argum ent liegt 
som it über dem Ja-Ante il der Stimmenden zur Ecopop-Initiative. Folglich liegt der Schluss 
nahe, man habe den Anliegen der Vorlage m ehr Verständnis entgegengebracht als der In iti­
ative selbst. Eindeutig weniger Anklang fand das Argument, um das Zuwanderungsproblem 
an der W urzel anzupacken sei die Familienplanung in armen Ländern zu fördern, damit die 
dortigen Geburtenraten sinken: Nur 33% der Stimmenden schlossen sich diesem Argum ent 
an (63% der Ja-Stimmenden befürworteten das Argument, aber 73% der Nein-Stimmenden 
sprachen sich dagegen ausK

Die Evaluation der drei Gegenargumente zur Ecopop-Initiative, die den Befragten unterbre i­
tet wurden, führt zu einer ähnlichen Feststellung: Die Argumente werden zwar durchwegs 
mehrheitlich unterstützt, aber diese Unterstützung liegt m erklich unter dem Nein-Anteil zur 
Volksinitiative. 75% der Stimmenden legten zwar ein Nein in die Urne, doch die Unterstü t­
zung fü r die Argumente gegen die Volksinitiative beträgt zwischen 55 und 65%. Das w ir t­
schaftliche Argument, wonach die Festlegung einer niedrigen, fixen Zuwanderungsquote zu 
einer Verschärfung des Arbeitskräftem angels und zu negativen Folgen fü r die W irtschaft 
führen werde, fand am meisten Zuspruch (65% Bejahung). Es w ird von 78% der Nein-Stim- 
menden, aber auch von 27% der Ja-Stimmenden befürwortet. Das von der SVP besonders 
gepriesene Argument, wonach seit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative keine 
weiteren Massnahmen erforderlich seien, wurde von 60% der Stimmenden befürworte t; 68% 
der Ecopop-Gegner und 35% der Ecopop-Befürworter schlossen sich diesem Argument an. 
Beim Argument, die Einschränkung der Zuwanderung widerspreche dem Personenfreizü- 
gigkeitsabkommen und werde zur Kündigung der bilateralen Verträge m it der Europäischen 
Union führen, strebten die Meinungen allerd ings heftig auseinander. Es ist auch das einzige 
Argument, bei dem ziemlich viele Stimmende unentschieden blieben. Das Argument wird 
nur von einer knappen Mehrheit der Stimmenden unterstützt (54%); 15% der Stimmenden 
waren unschlüssig. Unter den Personen, die die Ecopop-Initiative annahmen, ist eine relative 
Mehrheit (46%) der Auffassung, die Kontrolle über die Zuwanderung sei nicht unvereinbar 
m it dem Personenfreizügigkeitsabkommen -  und m it den bilateralen Verträgen. Sogar bei 
den Nein-Stimmenden fand nur eine knappe Mehrheit (60%), die Kontrolle der Zuwanderung 
verletze den Grundsatz der Personenfreizügigkeit und werde zur Auflösung der bilateralen 
Verträge führen; 26% vertraten die gegenteilige Meinung, und 15% waren unentschieden.
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Die Gesamtbeurteilung der Argum ente fü r  und gegen die Ecopop-Initiative ergibt, dass die 
überdeutliche Verwerfung der Initiative die tatsächlichen Positionen der Schweizer Bevöl­
kerung auf dem Gebiet der Einwanderung nur bedingt w iderspiegelt. Ausserdem zeigt die 
Bewertung des Argum ents der bilateralen Verträge einerseits, dass diese Verträge fü r  den 
Stimmentscheid über die Ecopop-Initiative eher keine p rio ritä re  Rolle spielten und ande­
rerse its, dass sich die Schweizerinnen und Schweizer über die Frage der Kom patib ilitä t von 
Zuwanderungskontrolle und Personenfreizügigkeitsabkommen wohl nicht im Klaren sind.

Tabelle 3.5: Ecopop-Initiative - Akzeptanz der Pro- und Kontra-Argumente 
bei den Stimmenden in Prozent*

Pro-Argumente
Einverstanden

1%)
Nicht einver­
standen (%l

Weiss nicht 
1%)

U nkon tro llie rte  Zuwanderung füh rt 
zu Überbevölkerung und U m w eltbe las­
tungen.

Total 51 46 4

Ja 88 11 2

Nein 38 58 4

Druck auf den Bundesrat erhöhen, 
dam it er die Masseneinwanderungs­
in itia tive um setzt

Total 43 55 2

Ja 91 7 2

Nein 26 71 2

Um das Einwanderungsproblem  an der 
W urzel anzupacken muss die Fam ilien­
planung in den ärm sten Ländern ge för­
dert werden, um die dortigen Geburten­
raten zu senken.

Total 33 63 4

Ja 63 34 3

Nein 23 73 4

Kontra-Argumente
Einverstanden

(%l
Nicht einver­
standen !%)

Weiss nicht 
1%)

Die Festlegung e iner niedrigen, fixen 
Zuwanderungsquote erhöht den A r­
be itskrä ftem angel und schadet der 
W irtschaft.

Total 65 30 5

Ja 27 66 7

Nein 78 18 4

Nach der Annahme der Masseneinwan­
derungsin itia tive sind keine weiteren 
Massnahmen e rfo rde rlich .

Total 60 36 5

Ja 35 62 2

Nein 68 27 5

Die Zuw anderungskontro lle  wäre eine 
Verletzung des Freizügigkeitsabkom ­
mens und würde zur Kündigung der 
bila tera len Verträge m it der EU führen.

Total 54 31 15

Ja 37 46 17

Nein 60 26 15

* Die Angaben wurden nach dem Abstimm ungsergebnis gewichtet.
Deutungsbeispiel: 43% a lle r Stimmenden (91 % der Ja-Stimmenden, 26% der Nein-Stimmenden] schlos­
sen sich dem zweiten Argument an (Druck auf den Bundesrat erhöhen], 55% (7% der Ja-Stimmenden 
und 71% der Nein-Stimmenden) lehnten es ab und 2% (2%, 2%l waren unentschieden, 
n Total der Stimmenden, die eine Antw ort gegeben haben = 960 bis 967.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstimmung vom 30.11.2014.
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3.6. Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative und Erhaltung 
der bilateralen Verträge

Im Rahmen der VOX-Erhebung wurden zwei Zusatzfragen über den Zusammenhang zw i­
schen der Zuwanderungskontrolle und der Fortsetzung des bilateralen Wegs m it der Euro­
päischen Union gestellt. In einem ersten S chritt wurden die Befragten gebeten, anzugeben, 
ob sie die SVP-lnitiative gegen die Masseneinwanderung am 9. Februar 2014 angenommen 
oder abgelehnt hatten (retrospektive Frage].3 Die erste Spalte von Tabelle 3.6 präsentiert die 
Antworten auf diese Frage gesam thaft und nach Sprachregion; die zweite Spalte verweist 
zur Erinnerung auf die realen Ergebnisse.

Tabelle 3.6: Stimmentscheid über die Masseneinwanderungsinitiative der SVP
(retrospektive Frage)

Volksinitiative
Gegen Masseneinwanderung

Gemäss VOX 
vom 30.11.2014 

% Ja

n Ergebnis real 
% Ja

Total* 37 1116 50

Deutschschweiz 40 593 52

W estschweiz 29 298 42

Tessin 43 236 68

* Die Angaben w urden nach Sprache gewichtet. Personen, die am 9. Februar 2014 nicht abstim m ten 
(n=282) sowie Personen, die sich an ihren S tim m entscheid nicht erinnern konnten (n=48l, 
n icht w issen (n=40] oder die A ntw ort verw e igerten (n=18l, wurden ausgeschlossen.

©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

Laut Befund der VOX-Umfrage, die nach der Abstim m ung vom 30. November 2014 durch­
geführt wurde, liegt der Prozentanteil der Personen, die angaben, bei der Initiative gegen 
die Masseneinwanderung m it Ja gestim m t zu haben, deutlich unter dem realen W ert der 
Abstimmung vom 9. Februar 2014. Diese Festste llung gilt fü r  die drei Sprachregionen, je ­
doch vor allem fü r das Tessin. Dort beträgt die Differenz zwischen dem Ergebnis der VOX- 
Umfrage und dem tatsächlichen Ergebnis der Abstim m ung vom 9. Februar 2014 25%. Für 
diesen Unterschied zwischen dem Um frageergebnis und dem tatsächlichen Abstim m ungs­
ergebnis kommen zwei (komplementäre) Erklärungen in Frage: E inerseits waren die Per­
sonen, die gegen die SVP-lnitiative gestim m t hatten, in der Gruppe der Personen, die zur 
Abstimmung vom 30. November 2014 befragt wurden, m öglicherweise überrepräsentiert. 
Denkbar ist andererseits auch, dass ein Teil der Personen, die angaben, sie hätten bei der 
SVP-lnitiative m it Nein gestim m t, in W irk lichkeit m it Ja oder gar nicht gestim m t hatten. Bei 
der entsprechenden Falschangabe könnte es sich um eine unbeabsichtigte (die Befragten 
haben vergessen, ob sie überhaupt abgestim m t haben bzw. was sie gestim m t haben] oder 
um eine beabsichtigte (die Befragten wissen noch, dass sie m it Ja gestim m t haben, ziehen 
es abervor, anzugeben, dass sie m it Nein gestim m t haben) feh lerhafte Darstellung handeln.

3 W ortlaut der Frage: Im-Februar 2014 wurde über die Masseneinwanderungsinitiative abgestim m t. Kön­
nen Sie m ir sagen, was Sie dam als gestim m t haben? S tim m ten Sie Ja zur Vorlage, stim m ten Sie Nein, 
oder nahmen Sie an der A bstim m ung nicht teil?»
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In Tabelle 3.7 w ird der Stimmentscheid zur Ecopop-Initiative m it dem Entscheid zur Mas­
seneinwanderungsinitiative gekreuzt. Gut die Hälfte der Personen, die die Masseneinwan­
derungsinitiative unterstützten (52%), lehnten die Ecopop-Initiative ab. Ausserdem lehnte 
die überwiegende Mehrheit der Personen, die gegen die Masseneinwanderungsinitiative 
waren (88%), die Ecopop-Initiative ebenfalls ab. Die klare Verwerfung der Ecopop-Initiative 
e rk lä rt sich folg lich aus dem Zusam m entreffen des beinahe einstim m igen Neins der Per­
sonen, die bereits die M asseneinwanderungsinitiative abgelehnt hatten, m it dem Nein der 
Hälfte der Personen, die die Masseneinwanderungsinitiative bejaht hatten.

Eine ergänzende Analyse fö rde rt interessante Unterschiede zwischen den Sympathisanten 
der verschiedenen Parteien zu Tage. Erwartungsgem äss stim m te ein hoher Anteil der SVP- 
Sympathisanten (fast 50%) bei beiden Initiativen m it Ja. Unter den Anhängern der übrigen 
Parteien ist der Anteil derer, die beide Volksinitiativen gutgeheissen haben, m it knapp über 
20% deutlich niedriger. A llerd ings hat ein ebenfalls beträchtlicher Teil der SVP-Sympathi- 
santen (rund 40%) fü r die Masseneinwanderungsinitiative, aber gegen die Ecopop-Initiative 
gestim m t. Auch unter den Anhängern von FDP.DieLiberalen und CVP befindet sich eine 
recht grosse Gruppe (rund 30%), die d iffe renziert abstim m te (Ja zur SVP-lnitiative, Nein zu 
Ecopop). Die Sympathisanten der SP (sowie offenbar der Grünen Partei und der G rünlibe­
ralen) verwarfen ihrerse its beide Initiativen m it k la re r Mehrheit. Unter den Anhängern von 
FDP.Die Liberalen und CVP ist der entsprechende Anteil le icht geringer (ungefähr 50%).

Tabelle 3.7: Stimmentscheid über die Ecopop-Initiative im Verhältnis
zum Stimmentscheid über die Masseneinwanderungsinitiative der SVP 
(retrospektive Frage)*

Stimmentscheid Masseneinwanderungsinitiative

S tim m entscheid Ecopop-Initiative % Ja % Nein

Ja 48 12

Nein 52 88

Total 100 100

ln) 1510) (602)

* Die Angaben wurden anhand des S tim m entsche ids über die Masseneinwanderungsinitiative, 
des S tim m entscheids über die Ecopop-In itia tive und nach Sprache gewichtet.

©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

In einer zweiten Phase stellten w ir eine prospektive Frage darüber, dass das Schweizer 
Volk m öglicherweise vor die Wahl geste llt w ird, ob es die Masseneinwanderungsinitiative 
umsetzen oder den bilateralen Weg w e iterführen wolle. Die Frage lautete wie folgt: «Der 
Bundesrat versucht, die Masseneinwanderungsinitiative umzusetzen und gleichzeitig die 
bilateralen Verträge m it der EU zu bewahren. Falls nicht beides gleichzeitig möglich ist 
-  was ist Ihnen w ichtiger? Die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative oder die Bei­
behaltung der Verträge m it der EU?»
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Tabelle 3.8 s te llt die Resultate gegenüber. In der ersten Spalte befinden sich die nicht ge­
wichteten Ergebnisse, die zweite Spalte enthält die Ergebnisse nach Gewichtung anhand des 
Stimmentscheids zur Masseneinwanderungsinitiative. Anders ausgedrückt: In der zweiten 
Spalte wurde die Stichprobe gewichtet, um die Antworten bezüglich des Stimmentscheids 
zur Masseneinwanderungsinitiative m it den tatsächlichen Ergebnissen in Einklang zu b rin ­
gen (50:50 und nicht 37:63, wie in der ersten Spalte von Tabelle 3.6 zu erkennen ist). Diese 
Gewichtung verringe rt das Gewicht der Personen, die gegen die SVP-lnitiative gestim m t 
haben, und sie erhöht das Gewicht der Personen, die dafür gestim m t haben.

Tabelle 3.8: Wahl zwischen der Erhaltung der bilateralen Verträge und der Umsetzung
der SVP-lnitiative gegen die Masseneinwanderung (prospektive Frage)

Umsetzung der Initiative vs. Erhal­
tung der bilateralen Verträge

Unterstützung
Bilaterale

1%)

n Unterstützung
B ila tera le**

1%)

n * * *

Total* 69 1321 63 1027

Deutschschweiz 68 707 62 549

Westschweiz 74 347 69 269

Tessin 66 270 55 217

* Die Angaben w urden nach Sprache gewichtet.
** Die Angaben w urden anha«d des S tim m entscheids zur Masseneinwanderungsinitiative

(und fü r das Gesamtergebnis nach Sprache) gewichtet.
* * *  Die Zahl der Beobachtungen ist geringer a ls in der ersten Spalte, w e il Personen, die bei der

Masseneinwanderungsinitiative nicht an die Urne gingen und solche, die auf diese re trospektive
Frage keine A n tw ort lie ferten, nicht be rücksichtig t w urden.

©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

In der ersten Spalte weisen die gesamtschweizerischen Ergebnisse und die Ergebnisse 
nach Sprachregion auf eine klare Präferenz fü r die Beibehaltung der bilateralen Verträge 
hin (69% auf nationaler Ebene).4 Diese Präferenz kom m t in der Westschweiz am deutlichs­
ten zum Ausdruck, dom in iert aber auch (2:1) in der Deutschschweiz und sogar im Tessin. 
Selbst nach Gewichtung der Antworten anhand des Stim m entscheids zur Masseneinwan­
derungsinitiative ergeben die korrig ie rten Resultate -  schweizweit (63%) und nach Sprach- 
regionen aufgeschlüsselt -  eine klare M ehrheit fü r  die Erhaltung der bilateralen V erträ ­
ge. Erwartungsgem äss lie fe rt eine Betrachtung auf Grund der Parteiverbundenheit einen 
starken Kontrast zwischen den SVP-nahen Personen, die grossm ehrheitlich (72%) fü r die 
Umsetzung der M asseneinwanderungsinitiative eintreten, und den Sympathisanten der üb­
rigen Parteien, die sich sehr fü r die Erhaltung der bilateralen Verträge engagieren (70% 
und darüber bei den Anhängern von SP, FDP.DieLiberalen und -  offenbar -  auch von BDP, 
der Grünen Partei und den Grünliberalen sowie bei Parteiungebundenen). Einzig die CVP- 
Sympathisanten scheinen eher geteilter Meinung zu sein: Rund 60% von ihnen messen den 
Bilateralen mehr Bedeutung zu, während die Umsetzung der SVP-lnitiative fü r 40% w ich­
tige r ist.

4 Die selbe Frage w urden im Rahmen des ersten W ahlbarom eters des g fs - ln s titu ts  am 1. Oktober 2014 
geste llt und ergab einen ähnlichen Befund (65% der Personen sehen die P rio ritä t bei den B ila tera len 
und nicht bei der Umsetzung der SVP-Initiative).
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In Tabelle 3.9 w ird diese prospektive Frage zur Entscheidung zwischen Zuwanderungskont­
ro lle  und Beibehaltung der bilateralen Verträge der retrospektiven Frage nach dem Stim m - 
entscheid anlässlich der M asseneinwanderungsinitiative gegenübergestellt.

Tabelle 3.9: Wahl zwischen der Erhaltung der bilateralen Verträge und der Umsetzung 
der SVP-lnitiative (prospektive Frage! im Verhältnis zum Stimmentscheid 
über die SVP-lnitiative (retrospektive Frage)*

Stimmentscheid Masseneinwanderungsinitiative

Umsetzung der Initiative vs. Erhaltung 
der bila tera len Verträge

% Ja % Nein

Umsetzung der Initiative 67 8

Erhaltung der b ila te ra len Verträge 33 92

Total 100 100
In) (505) (521)

* Die Angaben w urden anhand des S tim m entsche ids über die Masseneinwanderungsinitiative und 
nach Sprache gewichtet.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.

Zwei D ritte l der Personen, die die M asseneinwanderungsinitiative annahmen, sind der Auf­
fassung, die Umsetzung dieser Volksinitiative sei w ich tige ra ls  die Erhaltung der bilateralen 
Verträge. Ein D ritte l m isst der Erhaltung der bilateralen Verträge m ehr Bedeutung zu als 
der Umsetzung der Initiative. Die Haltung dieser Gruppe e rk lä rt die eindeutige Präferenz für 
die bilateralen Verträge, die in der vorherigen Tabelle festgeste llt w u rde :5 Diese Personen 
stim m ten zwar fü r die SVP-lnitiative, doch sie betrachten die Beibehaltung der bilateralen 
Verträge als vorrangig. Eine überwältigende M ehrheit der Personen, die die Massenein­
wanderungsinitia tive ablehnten 192%), w ill den bilateralen Verträgen P rio ritä t einräumen. 
Nur eine verschwindend kleine M inderheit (8%) hält die Umsetzung der SVP-lnitiative fü r 
wichtiger.

Auch hier zeigt sich ein deutlicher Zwiespalt zwischen den SVP-Sympathisanten und den 
Sympathisanten der übrigen Parteien. Rund 70% der SVP-Sympathisanten stim m ten fü r 
die M asseneinwanderungsinitiative und messen ih re r Umsetzung m ehr Bedeutung zu als 
den bilateralen Verträgen. Nur eine kleine M inderheit (15 bis 30%) der Anhängerschaft der 
anderen Parteien und der Parteiungebundenen weisen das selbe P rofil auf. Demgegen­
über stim m te ein grösser Teil der Sympathisanten a lle r Parteien -  m it Ausnahme der SVP- 
Anhängerschaft -  gegen die Masseneinwanderungsinitiative, und sie sehen die Erhaltung 
der bilateralen Verträge als P riorität. Dieser Ante il schwankt zwischen 40 und 50% bei den 
CVP-Sympathisanten und bei den Parteilosen; bei den Sympathisanten von FDP.DieLibera- 
len, der SP und offenbar auch von BDP, Die Grünen und von den Grünliberalen steigt der An­
te il auf 60% und mehr. In der SVP-Anhängerschaft erre icht er nur 10%. Der Anteil Personen,

5 Tabelle 3.8 wurde nach Sprachregionen au fgesch lüsselt. Der A nte il Personen, die die SVP-ln itia tive 
bejahten, aber den b ila te ra len Verträgen P rio ritä t einräum en, ist im Tessin m it 41% am höchsten (ge­
genüber 36% in der W estschweiz und 32% in der Deutschschweiz).
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die Ja zur M asseneinwanderungsinitiative sagten, aber dennoch fü r die Erhaltung der b ila­
teralen Verträge plädieren, kom m t durch alle Parteien hindurch auf 10 bis 20% zu liegen.

Insgesamt fallen die Befunde som it zu Gunsten der bilateralen Verträge aus. Sie sind aber 
m it Vorsicht zu in terpretieren: Einerseits stellten w ir fest, dass die Stichprobe nicht reprä­
sentativ fü r die Abstim m ung vom 9. Februar 20U  war. Die Antworten wurden zwar anhand 
des Stimmentscheid zur SVP-Masseneinwanderungsinitiative gewichtet, doch er ist unge­
wiss, ob diese K orrektu r ausreichend ist. Andererseits g ilt ganz allgem ein, dass die geste ll­
te Frage prospektiver A rt w a r und som it eine Prädisposition und kein Verhalten darste llt. 
Die Idee, man werde frühe r oder später v ie lle icht zwischen der Umsetzung der Massen- 
einwanderungsinitiative und der Fortsetzung des bilateralen Wegs wählen müssen, steht 
zwar bereits im Raum. Eine echte Debatte dazu hat aber noch nicht stattgefunden. Die Ein­
stellung der Schweizerinnen und Schweizer dürfte  sich während der kommenden Debatte 
som it weiter entw ickeln. Zudem sind die W ahlmöglichkeiten, die gegebenenfalls vors Volk 
gelangen, noch nicht bekannt: Weder die Form der Umsetzung der M asseneinwanderungs­
initiative noch der genaue Inhalt der «bilateralen Verträge», die vorgelegt würden, sind bis­
lang bekannt. Der einzig vertretbare Schluss lautet zum jetzigen Zeitpunkt somit, dass in 
der Schweizer Bevölkerung ein Potenzial fü r  die Unterstützung der bilateralen Verträge und 
eine Prädisposition zu Gunsten dieser Verträge vorhanden sind.
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4. GOLD-IN IT IATIVE

4.1 Ausgangslage

Gold spielte lange Zeit eine zentrale Rolle fü r  die Sicherung der W ertbeständigkeit des 
Schweizer Frankens. Die Goldbindung des Schweizer Frankens verlo r jedoch seit über 
40 Jahren an Bedeutung und wurde m it der neuen Bundesverfassung am 1. Januar 2000 
schliesslich auch fo rm a l aufgehoben. Danach verkaufte die Schweizerische Nationalbank 
[SNB] über die Hälfte ih re r Goldreserven. Heute machen die Goldbestände 10% des SNB- 
Vermögens aus. Derzeit lagert der Grossteil dieses Goldes in der Schweiz, und rund 30% 
befinden sich im Ausland (20% in England, 10% in Kanada).6

Das von der SVP lancierte Volksbegehren «Rettet unser Schweizer Gold» wollte die SNB 
dazu verpflichten, m indestens 20% ih re r Aktiven in Gold zu halten, die Goldbestände der 
SBN fü r unveräusserlich erklären, und es verlangte von der SNB, ihre Goldreserven aus­
schliesslich in der Schweiz zu lagern.

Bundesrat und Parlam ent sprachen sich (m it 156 zu 22 Stimmen und 20 Enthaltungen im 
Nationalrat und 43 zu 2 Stimmen im Ständerat) gegen die Gold-Initiative aus und verzich­
teten auf einen Gegenvorschlag. Säm tliche im Parlam ent vertretenen Parteien empfahlen 
die Ablehnung der Volksinitiative. Das selbe g ilt fü r alle Spitzenverbände [economiesuisse, 
Travail.Suisse, Schweizerischer Gewerkschaftsbund usw.) m it Ausnahme der AUNS. Inner­
halb der SVP herrschte zu dieser Initiative alles andere als Einigkeit: 20 kantonale Sekti­
onen hielten sich nicht an die Abstim m ungsparole der Landespartei. Abgesehen von den 
Schweizer Demokraten und der Eidgenössisch-Dem okratischen Union, die beide nicht im 
Parlam ent vertreten sind, unterstützte keine Partei die Gold-Initiative.

Nach einer ausgesprochen flauen Abstim m ungskam pagne wurde das Begehren von 77.3% 
der Stimmenden und von sämtlichen Kantonen verworfen. Der Ja-Anteil schwankte zw i­
schen 17% (Waadt) und 33% (Tessin).

4.2 Das Profil der Stimmenden

Die Parteibindung spielte fü r den Stim m entscheid eine w ichtige Rolle, wenngleich keine 
grosse Partei die Gold-Initiative unterstützte . Der Ja-Anteil e rre ich t bei keiner Partei ausser 
der SVP m ehr als 20%. Demnach folgten die Sympathisanten der grösseren Parteien der 
Abstim m ungsparole ih rer jeweiligen Partei. Eine Ausnahme bilden hier die SVP-Anhänger: 
50% von ihnen stim m ten fü r die Gold-Initiative, obwohl die Landespartei die Ablehnung 
empfahl. A llerd ings hatten re lativ viele (20) kantonale Sektionen in Abweichung von der

4 Siehe A bstim m ungsbüchle in des Bundesrates.
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Abstim m ungsparole der Landespartei die Ja-Parole herausgegeben. Parte ipo litisch unge­
bundene Personen stim m ten gleich wie der Durchschnitt (20% Ja fü r die Gold-Initiative).

Wieviel Bedeutung die ideologische Einstellung fü r das Stim m verhalten hatte, erg ibt sich 
aus der Analyse der Selbsteinschätzung auf der Links-Rechts-Achse: Je weiter man auf 
der politischen Skala von links [7% Ja-Anteil) nach aussen rechts (44% Ja-Anteil) vorstösst, 
desto grösser w ird die Zustimmung fü r das Volksbegehren. Trotzdem wurde die Volks­
initiative von säm tlichen Gruppen abgelehnt. Bei Stimmenden, die sich zur extremen Linken 
zugehörig fühlen, lag der Ja-Anteil m it 26% über dem Durchschnitt.

Zu den wichtigen Beweggründen fü r ein Ja zur Volksinitiative zählt das Vertrauen in die 
Regierung. Personen, die dem Bundesrat nicht vertrauen, sagten zwar nicht m ehrheitlich, 
aber dennoch deutlich häufiger Ja zur Volksinitiative als Personen, die dem Bundesrat ver­
trauen. Die Vermutung liegt nahe, dass ein M isstrauen der Regierung gegenüber m it einer 
allgemeinen Skepsis gegenüber Eliten einhergeht, die sich im vorliegenden Fall im Wunsch 
äussert, den Handlungsspielraum der SNB zu begrenzen. Hierzu gilt, dass die SVP-Sym­
pathisanten, die dem Bundesrat m isstrauen, m ehrheitlich m it Ja stim m ten (ungefähr 60% 
Ja-Stimmen), während jene, die ihm vertrauen, der Initiative ein unm issverständliches Nein 
entgegenbrachten (nur 20% Ja-Stimmen).

Darüber hinaus waren auch weltanschauliche Präferenzen m itentscheidend fü r den Grad 
der Zustimmung zur Volksinitiative. So stim m ten Personen, die fü r eine moderne Schweiz 
eintreten, bei der Gold-Initiative weniger häufig m it Ja als die Verfechter einer traditionellen 
Schweiz (18% Ja-Stim m en gegen 40% Ja-Stimmen). A lles in allem  stiess das Begehren bei 
Personen m it trad itionellen W ertvorste llungen auf m ehr Sympathie, aber in keinem Fall auf 
eine Mehrheit: Personen, die eine stärkere Abgrenzung der Schweiz, eine starke Schweizer 
Armee und eine Bevorzugung der Schweizer gegenüber den Ausländern wollen, legten bei 
der Gold-Initiative häufiger ein Ja in die Urne. Eher m ehr Anklang fand die Vorlage auch bei 
den B efürwortern eines starken Föderalism us und bei den Gegner einer Zentra lis ierung 
der Politik.
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Tabelle 4.1: G old -In itia tive  -  S tim m verhalten  nach politischen M erkm alen  in Prozent
der Stim m enden*

M erkm ale/Kategorien % Ja* n Korrelations­
koeffizient*

Total VOX (gewichtet) 22.7 207

Parteiverbundenheit V=.32***

SP -  Sozia ldem okratische Partei 16 182

CVP -  C hris tlichdem okra tische Partei 12 57

FDP. Oie Liberalen 17 134

SVP -  Schweizerische Volkspartei 50 155

Grüne Partei (13) (30)

G rünliberale (10) (39)

B D P - B ürgerlich -D em okra tische Partei (0) (29)

Andere Partei 20 55

Parte ilos 20 192

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V =.26***

Links aussen 26 121

Links 7 166

Mitte 19 260

Rechts 25 180

Rechts aussen 44 128

Regierungsvertrauen V=.32***

Vertrauen 14 525

Misstrauen 42 286

W ertvorstellung: modern vs. traditionell V=.21***

Für eine moderne Schweiz 18 411

Geteilter Meinung 19 304

Für eine trad itione lle  Schweiz 40 166

W ertvorstellung: offene vs. verschlossene Schweiz V=.23***

Offen 16 591

Geteilter Meinung 33 243

Verschlossen 43 61

W ertvorstellung: starke Arm ee vs. keine Arm ee V =.20***

Stark 32 426

Geteilter Meinung 19 227

Keine Armee 12 242

W ertvorstellung: Chancengleichheit Schweizer und Ausländer V = .30***

Gleiche Chancen 6 289

G eteilter Meinung 25 287

Bessere Chancen fü r Schweizer 36 309
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Merkm ale/Kategorien % Ja" n K orrelations­
koeffizient'

W ertvorstellung: Föderalismus oder Zentralism us V=.12***

M ehr Gewicht fü r den Bund 18 225

G eteilter Meinung 20 345

Mehr Gewicht fü r die Kantone 30 300

* Die Angaben wurden nach dem A bstim m ungsergebnis gewichtet. 
a Interpreta tion der statis tischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger a ls 50 Fälle sind und sich som it daraus 
keine statistischen Tendenzen ableiten lassen.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.20U.

Die soziodemografischen Variablen tragen wenig zur Erklärung des Stim m verhaltens 
bezüglich der Gold-Initiative bei. Alter, Sprache und berufliche Tätigkeit übten auf den 
Stimmentscheid keinen nennenswerten Einfluss aus. Männer stim m ten häufiger m it Ja 
als Frauen. Grund dafür ist vor allem die Überrepräsentierung der Männer unter den SVP- 
Sypathisanten und unter der Anhängerschaft der Rechts-Aussen-Parteien. Alleinstehende, 
Geschiedene und Verw itwete brachten der Gold-Initiative etwas mehr Verständnis entgegen 
als Verheiratete.

Die Unterstützung fü r das Volksbegehren ist in sehr geringem Masse von Bildungsstand 
und Einkommen abhängig: Die höchsten Ja-Anteile findet man bei Stimmenden m it höherer 
Berufsbildung oder m it Fachschulabschluss. Absolventen einer Berufslehre lagen hinsich t­
lich des Ja-Anteils im Durchschnitt a lle r Stimmabgaben, während Personen m it Matura 
oder Flochschulabschluss weniger häufig m it Ja stim m ten. Ähnlich sieht es beim A bstim ­
mungsverhalten nach Einkommen aus: M it zunehmendem Flaushaltseinkommen sinkt die 
Unterstützung fü r die Vortage, wobei selbst in den untersten E inkommensschichten keine 
Mehrheit fü r die Volksin itiative zustande kam. Schliesslich unterstützten K le instadtbewoh­
ner die Volksinitiative s tä rker als Grossstadtbewohner.
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Tabelle 4.2: G old -In itia tive  -  S tim m verhalten  nach soziodem ografischen M erkm alen
in Prozent der S tim m enden*

Merkm ale/Kategorien % Ja" n Korrelations-
koeffizient’

Total VOX (gewichtet) 22.7 207

Geschlecht V=.12***

Frau 17 447

Mann 28 459

Zivilstand V=.10*

Ledig 27 103

V erhe ira te t/Lebenspartnerschaft 20 636

Geschieden 29 80

Verw itw et 31 75

Bildungsniveau V=.15**

Obligatorische Schulzeit (47) (301

Beru fslehre 22 256

Höhere Berufsbildung 28 109

Höhere Fachschule/Technikum 27 104

Matura, pädagogische Ausbildung 10 62

FHS, Universität, ETH 19 337

Einkommen V =.14***

Unter 5'000.- 31 207

5'000.- bis 7 000.- 25 221

7'000.- bis 9'000.- 20 147

Über 9'000.- 16 241

Wohnort V=.10*

Grossstadt 19 260

Kleinstadt 27 412

Dorf 20 235

* Die Angaben wurden nach dem A bstim m ungsergebnis gewichtet. 
a Interpreta tion der sta tistischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger als 50 Fälle sind und sich som it daraus 
keine statis tischen Tendenzen ableiten lassen.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.2014.
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4.3 Wahrnehmung der Vorlage

Den Initianten ist es nicht gelungen, ih r Begehren verständlich darzulegen: 37% der Befrag­
ten konnten den Gegenstand der Volksinitiative nicht korrekt wiedergeben. Dieser Anteil 
liegt weit über dem üblichen Durchschnitt. Diejenigen Befragten, die den Inhalt der Volksin­
itiative richtig erfasst hatten, nannten am häufigsten die Frage der Flöhe der Goldreserven. 
Die anderen beiden Komponenten der Volksinitiative (Unverkäuflichkeit sowie Lagerung 
der Goldbestände] wurden ebenfalls genannt. N icht-Stim m ende gaben erw artungsgem äss 
öfter ungenaue oder überhaupt keine A ntworten als Stimmende. Beinahe zwei D ritte l der 
N icht-Stimmenden beschrieben den Gegenstand derVorlage nicht richtig.

Tabelle 4.3: Gold-Initiative -  Wahrnehmung der Inhalte in Prozent der befragten 
Personen (nur Erstnennungen)*

Wahrnehmung* Total Stimmende Nicht-Stimmende“

% n % n % n

Goldreserven 32 472 45 335 18 135

Einschränkung der SNB 13 190 16 121 9 69

Lagerung des Goldes 10 151 16 118 4 29

Sicherung des Frankens 2 34 2 12 3 20

A llgem eine oder fa lsche A ntw orten, 
weitere Antw orten

7 100 8 58 6 42

Weiss nicht, keine A n tw ort, zu vage 37 548 13 99 60 450

Total 100 1496 100 742 100 745

* Die Angaben w urden nach der S tim m beteiligung gewichtet.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.20U.

4.4 Stimmmotive

Auf die Frage nach den Gründen fü r ihren Stimmentscheid antworteten fast die Hälfte der 
B efü rw orter (46%) spontan, die Goldreserven seien w ichtig fü r  die w irtscha ftliche  S tab ili­
tät und fü r die G laubwürdigkeit der SNB. Betrachtet man alle Nennungen zusammen, w ird 
dieses Motiv sogar von 59% der Ja-Stim m enden angeführt. An zweiter Stelle m it 18% der 
Erstnennungen (28% a lle r Nennungen zusammen] kam das Argum ent, die Goldbestände 
seien in der Schweiz zu lagern. Als drittes  Stim m m otiv folgt die Bedeutung des Goldes fü r 
das W ährungssystem der Schweiz (11% der Erstnennungen und 25% a lle r Nennungen zu­
sammen). Die Einschränkung der Macht der SNB sahen die Ja-Stim m enden hingegen nicht 
als wichtiges Anliegen (4% der Erstnennungen, 7% a lle r Nennungen zusammen).

Für die Ablehnung der Inititia tive nannten die Befragten drei Hauptgründe: An e rs te r Stelle 
stand m it 34% der Erstnennungen und 62% a lle r Nennungen zusammen die Weigerung, 
den Handlungsspielraum  der SNB zu begrenzen. Demnach spielte die Einschränkung der 
Handlungsfähigkeit der SNB zwar keine Rolle bei den Ja-Stimmenden, hingegen w ar der
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W ille, diese Handlungsfähigkeit nicht einzuschränken, den Nein-Stim m enden ein w ichtiges 
Anliegen, das entscheidend zum Nein beitrug. Das zweitw ichtigste Nein-Motiv ist ähnlich 
gelagert: 18% der Nein-Stim m enden begründen ihren Entscheid m it dem Vertrauen, das 
sie der SNB entgegenbringen [18% der Erstnennungen und 29% a lle r Nennungen zusam ­
men). Der d ritte  Hauptgrund fü r das Nein hängt m it Zweifeln an der Sicherheit von Gold­
anlagen zusammen. Diese werden als riskant oder unzeitgemäss eingeschätzt [15% der 
Erstnennungen und 21% a lle r Nennungen zusammen).

Tabelle U.U-. Gold-Initiative -  Stimmmotive (Mehrfachantworten möglich)*

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid Erstnennungen Alle Nennungen

% n % n

Ja-Stimmende

Bedeutung der Goldreserven 46 95 59 122

Lagerung des Goldes in der Schweiz 18 37 28 58

Sicherung des Frankens 11 22 25 51

Notwendigkeit der Beschränkung der SNB-M acht 4 7 7 14

A llgem eine Gründe fü r das Ja 14 29 21 44

W eitere Gründe fü r das Ja 2 5 5 10

Weiss n icht/ke ine A n tw ort 6 11 74 153

Total [Ja-Stim mende) 100 207 219 452

Nein-Stimmende

Keine E inschränkung der SNB 34 2 U 62 389

Vertrauen in die SNB 18 111 29 185

Gold ist keine gute Anlage 15 94 21 134

Folgen fü r die W irtscha ft 2 14 7 46

Lagerung des Goldes 1 7 4 26

A llgem eine Gründe fü rd a s  Nein 17 106 27 167

W eitere Gründe fü r das Nein 12 78 19 120

Weiss n icht/ke ine A ntw ort 1 5 3 17

Total (Nein-Stimmende) 100 629 172 1084

* Die Angaben w urden nach dem Abstim m ungsergebnis gewichtet.
'  Total m ehr a ls 100% wegen M ehrfachantw orten.
©  U niversität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstim m ung vom 30.11.20U.
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4.5 Pro- und Kontra-Argumente

Erwartungsgem äss erw ies sich keines der drei Argum ente fü r  die Gold-Initiative als m ehr­
heitsfähig. Eines dieser drei Argum ente fand allerd ings deutlich m ehr Unterstützung als 
die Vorlage selbst: Im K risenfa ll hätten 44% der Befragten Zweifel an der S icherheit des 
im Ausland gelagerten Goldes. Diese Einschätzung teilen 60% der Personen, die fü r die 
Volksinitiative stim m ten, sowie eine recht grosse M inderheit der Personen, die gegen die 
Volksinitiative stim m ten (37%|. Weniger zu überzeugen verm ochten das zweite und das 
dritte  Argum ent: Nur jeder d ritte  Befragte sieht in der Anhebung der Goldreserven eine 
Möglichkeit, die Abhängigkeit gegenüber dem Ausland zu verringern. Selbst unter den Be­
fü rw o rte rn  der Volksin itiative fand sich keine M ehrheit fü r dieses Argum ent. Auch das dritte  
Argum ent w ird insgesam t verworfen, löst aber eine Polarisierung unter den Befü rw ortern  
und Gegnern aus: 56% der Ja-Stim m enden monieren, eine Aufstockung der Goldreserven 
wäre fü r die G laubwürdigkeit der SNB förderlich , doch nur 25% der Nein-Stim m enden teilen 
diese Ansicht.

Eine M ehrheit der Stimmenden unterstützte zwei der drei Argumente, die gegen die Gold- 
Initiative vorgebracht wurden: Das Argum ent, wonach die Anhebung der Goldreserven die 
Handlungsfähigkeit der SNB einschränke, überzeugte 60% der Stimmenden. 56% der S tim ­
menden schlossen sich der«Auffassung an, ein Verbot des Goldverkaufs würde es der SNB 
schwerer machen, die S tabilitä t des Schweizer Frankens zu gewährleisten. H insichtlich 
dieser beiden Argum ente strebten die Meinungen der Stimmenden nur le icht auseinander. 
Selbst unter den Ja-Stim m enden finden sie ziem lich breite Unterstützung. Weniger zu über­
zeugen vermochte die Aussage, Gold sei keine sichere Anlage. Nur die Hälfte der S tim m en­
den w ar dam it einverstanden.

Abschliessend sei angem erkt, dass der Ante il der unschlüssigen Personen bei den meisten 
Argumenten aussergewöhnlich hoch war. Dies bestätigt den begrenzten Inform ations- und 
Wissensstand über die Gold-Initiative.
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Tabelle 4.5: Gold-Initiative -  Akzeptanz der Pro- und Kontra-Argumente 
bei den Stimmenden in Prozent*

Pro-Argum ente
Einverstanden

1%)
Nicht einver­
standen |%)

Weiss nicht 
1%)

Im K risen fa ll ist die S icherheit des im 
Ausland gelagerten Goldes nicht ge­
w ährle is te t.

Total 44 42 14

Ja 60 33 7

Nein 37 49 14

Durch eine grössere Abstützung auf das 
Gold und eine geringere Abstützung auf 
Frem dwährungen ve rrin g e rt die N atio ­
nalbank unsere Abhängigke it gegenüber 
dem Ausland.

Total 35 47 18

Ja 46 43 11

Nein 31 52 17

Grössere Goldreserven erhöhen die 
G laubwürdigkeit der Nationalbank.

Total 33 50 18

Ja 56 23 21

Nein 25 63 13

Kontra-Argum ente
Einverstanden

1%)
Nicht einver­
standen 1%)

Weiss nicht 
1%)

Die Erhöhung der Goldreserven schränkt 
die Handlungsfähigkeit der Nationalbank 
ein.

Total 60 28 12

Ja 51 43 6

Nein 68 23 9

Das Verbot der Goldverkäufe erschw ert 
der Nationalbank die Gewährleistung der 
Frankenstab ilitä t.

Total 56 29 15

Ja 47 41 12

Nein 63 25 13

Gold ist wegen de r starken Schwankun­
gen keine sichere Anlage.

Total 50 41 10

Ja 46 48 6

Nein 53 39 8

* Die Angaben wurden nach dem Abstimm ungsergebnis gewichtet.
Ergebnisse in Prozent online. Deutungsbeispiel: 44% a lle r Stimmenden (60% der Ja-Stimmenden, 
37% der Nein-Stimmenden) schlossen sich dem ersten Argument an, 42% (33% der Ja-Stimmenden 
und 49% der Nein-Stimmenden) waren dam it nicht einverstanden, und 14% (7%; 14%) waren unent­
schieden.
n Total der Stimmenden, die eine A ntw ort gegeben haben = 1027 bis 1034.
©  Universität Genf/gfs.bern: VOX-Analyse der Volksabstimmung vom 30.11.2014.
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5. ZUR METHODE

Die Ergebnisse von VOX 117 beruhen auf der Analyse der Volksabstim m ung vom 30. Novem­
ber 2014. Das Forschungsinstitu t gfs.bern führte  die Befragung durch, und die Abteilung 
fü r Politikw issenschaft und internationale Beziehungen der Universität Genf analysierte 
die erhobenen Daten. Die Daten wurden anhand von standard isierten Telefoninterviews 
erhoben, die im Schnitt rund 25 Minuten dauerten (16% der Interviews dauerten m ehr als 
30 Minuten, fast 34% dauerten w en ige ra ls  20 Minuten) und von 101 Befragern von zu Hause 
aus durchgeführt wurden. Das Forschungsinstitu t gfs.bern besass dabei als Kontro ll- 
institu t die Möglichkeit, über eine zweite Telefonleitung eine unangekündigte Überwachung 
der Interviews durchzuführen.

Die Untersuchung beruht auf einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Urnengang durchgeführt wurde. Die Stichprobe um ­
fasst 1504 stim m berechtigte Personen, und die Stichprobenziehung erfo lg te  in einem d re i­
stufigen Zufallsverfahren: Sprachregionen (nach einer proportionalen Einteilung aufgrund 
der am tlichen S tatistik von 2000), Haushalte (anhand des elektron ischen Telefonbuchs der 
Swisscom) und in diesen Haushalten lebende Personen (nach dem «Prinzip des Geburtsda­
tums»), wobei 53.3% der Personen dieser Stichprobe aus der Deutschschweiz, 26.7% aus 
der Westschweiz und 20% aus der ita lienischen Schweiz stam m ten (ungewichtet).7

Die Stim m beteiligung wurde wie im m er bei der Umfrage höher angesetzt (+20%). Die in der 
Umfrage e rm itte lten  Abstim m ungsergebnisse weichen auch vom tatsächlichen Ergebnis 
ab. Der Unterschied beträgt m inus 6 Prozentpunkte beim Ja fü r die Volksin itiative über die 
Abschaffung der Pauschalbesteuerung, m inus 11 Prozentpunkte beim Ja fü r die Ecopop- 
Initiative und minus 10 Prozentpunkte beim Ja zur Gold-Initiative. Dementsprechend setzten 
w ir bei den Analysen des Stim m verhaltens und der Stim m beteiligung G ewichtungsfakto­
ren ein, um die Um frageergebnisse m it den realen Ergebnissen in Übereinstim m ung zu 
bringen. Diese Gewichtungsfaktoren werden von gfs.bern bere itgeste llt, kommen in den 
VOX-Analysen zum Einsatz und berücksichtigen die Verteilung der Antworten nach Sprach­
regionen. Bei der Stim m beteiligung werden die Daten nach A lte r und fü r die drei Sprach­
regionen auf der Grundlage von realen Beteiligungszahlen gewichtet, die vom Kanton Genf, 
vom Kanton Tessin (Auswahl von Gemeinden) und von der Stadt St. Gallen ge lie fert werden.

Mit einer Ziehung im Zufallsverfahren und einer Verteilung der Prozentwerte von 50:50 e r ­
gibt sich bei unserer Stichprobe von 1504 Personen eine Fehlerm arge von rund ±2.6% m it 
einer P lausib ilitä tsschwelle von 95%. Die Fehlerm arge gibt an, inwiefern die Schlussfo l­
gerungen der Untersuchung richtig sind. Sie n im m t zu, wenn die Stichproben klein sind 
(z. B. wenn eine Analyse durch zu viele fehlende Daten beeinträchtig t oder nur an einem Teil 
der Stichprobe durchgeführt wird). Sie n im m t ab, wenn die Differenz zwischen den Pro­
zentwerten grösser ist, z.B. bei einem Ergebnis von 70:30. Vorsicht bei der Interpretation 
der Daten ist im m er dort geboten, wo die Teilstichproben klein sind und die Verteilung der

7 Für weitere E inzelheiten siehe technischer B ericht von gfs.bern.
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Prozentwerte zugleich ausgeglichen ist. In solchen Fällen em pfieh lt es sich, aufgrund des 
grösseren Stichprobenfehlers von Schlussfolgerungen h insichtlich der M ehrhe itsverhä lt­
nisse abzusehen.

Die Bestim m ung der P lausib ilitä tsschw elle  beruht auf dem Chi-Quadrat-Unabhängigkeits- 
test. Dabei bedeutet * eine P lausib ilitä t von unter 0.05, ** von unter 0.01 und ** *  von unter 
0.001. Beträgt die P lausib ilitä t m ehr als 5%, bedeutet der Verm erk n.s., dass der Koeffizi­
ent nicht signifikant ist. Die Korre lationen werden anhand des Koeffizienten V nach Cra- 
m er in te rpre tie rt: 1 steht fü r eine völlige Übereinstim m ung zwischen den beiden Variablen. 
0 steht, wenn gar keine Übereinstim m ung zwischen den Variablen besteht. Steht in einer 
Tabelle eine Zahl in K lam m ern, bezeichnet sie Kategorien, in denen weniger als 50 Fälle 
erfasst wurden: Diese sind vorsichtig zu interpretieren.

>
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